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1. Das Modellprojekt

Seit Juni 1996 führten das Ministerium für
Umwelt und Verkehr (UVM) Baden-
Württemberg und die Landesanstalt für
Umweltschutz (LfU) in Zusammenarbeit
mit dem Städte- und dem Gemeindetag
Baden-Württemberg sowie der fachlichen
Begleitung eines wissenschaftlichen Beirats
das Modellprojekt „Kommunales Öko-
Audit“ durch. Es wurde als Landesprojekt
Ende 1997 abgeschlossen. Neben den hier
dokumentierten Ergebnissen erscheint
noch ein Praxisleitfaden als Hilfestellung
für Gemeinden zur konkreten Umsetzung
der EG-Öko-Audit-Verordnung (siehe An-
hang).

Durch zwei Institute, dem Institut für Ener-
gie- und Umweltforschung (IFEU) in Hei-
delberg und der Planungsgruppe Ökologie
und Umwelt Süd in Rottenburg wurde er-
probt, wie die EG-Öko-Audit-Verordnung

auf Kommunen übertragen werden kann.
Als Modellkommunen wurden mit Ulm
(110.000 Einwohner), Kehl (32.000 Ein-
wohner) und Teningen (13.000 Einwohner)
drei Kommunen unterschiedlicher Größe
und Struktur ausgewählt.

Darüber hinaus wird im Rahmen des Pro-
jektes „PLENUM“ (Projekt des Landes zur
Erhaltung und Entwicklung von Natur und
Umwelt) in den Gemeinden Isny (13.000
Einwohner) und Leutkirch (22.000 Ein-
wohner) durch das Alpenforschungsinstitut
(AFI) in Garmisch-Partenkirchen ein ähnli-
ches Projekt durchgeführt, dessen Ender-
gebnisse im April 1998 vorliegen.

Dem Workshop im April 1997 zur Präsen-
tation erster Projektergebnisse lag ein
schriftlicher Zwischenbericht vor, der sich
vorwiegend mit den Erfahrungen der ersten
Umweltprüfung befaßte.
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2. Öko-Audit und Kommunen

2.1 Ziele und Schritte der EG-Öko-Audit-Verordnung

Bislang konnten in Deutschland nur Ge-
werbebetriebe bestimmter Branchen bei
der „EG-Verordnung Nr. 1836/93 "über die
freiwillige Beteiligung gewerblicher Unter-
nehmen an einem Gemeinschaftssystem
für das Umweltmanagement und die Um-
weltbetriebsprüfung" - besser bekannt un-
ter dem Kürzel "Öko-Audit-Verordnung"
oder EMAS (Environmental Management
and Audit Scheme) - mitmachen.

Die Inhalte und Ziele der EG-Öko-Audit-
Verordnung lassen sich in drei Forderun-
gen zusammenfassen:

• Mehr Klarheit und offene Information
über die Umweltauswirkungen eines
Betriebes nach innen und außen,

• eine kontinuierliche Verbesserung des
betrieblichen Umweltschutzes,

• Aufbau eines Umweltmanagementsy-
stems sowie systematische, objektive,
dokumentierte und regelmäßige Be-
wertung des Umweltmanagementsy-
stems und der Umweltleistungen.

Die einzelnen Schritte des Öko-Audits
sind in der Verordnung vorgegeben. Sie
umfassen:

1. Die Formulierung einer Umweltpolitik,
d.h. eine Art freiwillige Selbstverpflich-
tung auf Umweltleitlinien in Form von
Gesamtzielen und Handlungsgrundsät-
zen.

2. Eine umfassende Bestandserhebung des
Ist-Zustandes in Form der ersten Um-
weltprüfung.

3. Basierend auf den Ergebnissen der
Umweltprüfung erfolgt die Erarbeitung
eines Umweltprogramms mit Vorgabe
von Zielen, Maßnahmen, Methoden zur
Zielerreichung sowie der Nennung von
Aufwand und Verantwortlichen.

4. Parallel dazu werden die personellen,
technischen und organisatorischen Vor-
aussetzungen eingeführt, um die Um-
weltziele zu erreichen und alle Umwelt-
vorschriften einzuhalten. Sie werden in
einem Umweltmanagementsystem
(UMS) zusammengefaßt.

5. Die Umweltbetriebsprüfung, die späte-
stens alle drei Jahre wiederholt werden
muß. Sie prüft, ob und wie die Vorga-
ben des Umweltprogramms eingehalten
wurden und führt zu einer Fort-
schreibung der Umweltziele und des
Umweltprogramms.

6. In der Umwelterklärung werden die
Umweltauswirkungen des Betriebs, sein
Umweltprogramm und das Umweltma-
nagementsystem der Öffentlichkeit vor-
gestellt.

Nach erfolgreichem Durchlaufen dieser in
der Verordnung detailliert erläuterten
Schritte des Öko-Audits und nach dem
Bestehen einer Plausibilitätskontrolle durch
einen amtlich zugelassenen, externen Um-
weltgutachter erklärt der Gutachter die
Umwelterklärung des Standortes für gültig
(sog. Gültigkeitserklärung oder Validie-
rung) und die Firma erhält für den über-
prüften Firmenstandort eine amtliche Regi-
strierung und eine Teilnahmeerklärung mit
dem 'Öko-Audit-Logo (Zertifizierung).
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Vorgehensweise für die Teilnahme am Öko-Audit-System

Umweltpolitik festlegen

Umweltprüfung durchführen

Planungs- und Organisationsphase
Erhebungsphase
Schwachstellenanalyse

Umweltprogramm erstellen

ökologische Qualitätsziele formulieren
Maßnahmen planen
Fristen setzen

Umweltmanagementsystem aufbauen

Umweltschutz-Organisation
Umweltschutz-Controlling
Dokumentation, Handbuch

Umweltbetriebsprüfung vornehmen

Umwelterklärung abfassen

Bewertung des Systems und
Validierung der Erklärung

Bestätigung der Teilnahme/
Erhalt des Zertifikats
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2.2 Erweiterung der EG-Öko-Audit-Verordnung auf Kommunen

Art. 14 der EG-Öko-Audit-Verordnung gibt
den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit zur
versuchsweisen Einbeziehung nicht-
gewerblicher Bereiche wie bspw. dem öf-
fentlichen Dienstleistungsbereich.

Die Bundesregierung hat auf dieser
Grundlage am 3. September 1997 den Ent-
wurf für eine „Verordnung nach dem Um-
weltauditgesetz über die Erweiterung des
Gemeinschaftssystems für das Umweltma-
nagement und die Umweltbetriebsprüfung
auf weitere Bereiche (UAG-
Erweiterungsverordnung - UAG-ErwV)“
vorgelegt. Einbezogen werden danach die
Energieerzeugung und die Abfallwirtschaft
in öffentlich-rechtlicher Organisationsform,
die Energie- und Wasserversorgung sowie
die Abwasserbeseitigung und sonstige Ent-
sorgung, der Einzelhandel einschließlich
des Versandhandels, der Verkehr (wesent-
liche Teile) und die Nachrichtenübermitt-
lung, das Kreditgewerbe, Labore, die öf-
fentliche Verwaltung von Gemeinden und
Kreisen sowie sonstige Dienstleistungsein-
richtungen. Die Einbeziehung wird von
Verbänden, Trägern und Unternehmen der
jeweiligen Bereiche unterstützt.

Der Bundesrat hat hierzu am 17. Oktober
1997 Änderungen gefordert. Die Einbezie-
hung der Kommunen war unstrittig. Einbe-
zogen werden sollten zusätzlich der Groß-
handel, das Versicherungsgewerbe und das
Gastgewerbe. Die Bundesregierung hat
schließlich am 13. Januar 1998 die Erweite-
rungsverordnung zum Umweltauditgesetz
entsprechend den Maßgaben des Bundes-
rates beschlossen.

1998 wird auch auf EU-Ebene mit der
Überarbeitung der Öko-Audit-Verordnung
begonnen, wobei von der Erweiterung auf
den Dienstleistungsbereich und die kom-
munalen Verwaltungen auszugehen ist.
Am 16. April 1997 hat die Europäische
Kommission die Internationale Norm ISO
14.001 anerkannt, die als weltweite Um-
weltmanagementnorm seit September 1996
in Kraft ist. Nach Art. 12 der EG-Öko-
Audit-Verordnung ist es möglich, solche
Normen anzuerkennen und in das Gemein-
schaftssystem einzubinden. Damit wurde
ein Schritt zur Angleichung der in weiten
Bereichen gleichen Systeme getan, der
auch für die Überarbeitung und Neuformu-
lierung der EG-Öko-Audit-Verordnung
wichtig ist. Auf die große Bedeutung für
die praktische Umsetzung in den Kommu-
nen wird in Kapitel 9 eingegangen.

2.3 Bereiche des Modellprojekts

Das Modellprojekt war bei der Übertragung
des Öko-Audits eng an der Verordnung
orientiert und arbeitete in den Kommunen
die Elemente wie Umweltpolitik, Umwelt-
prüfung, Umweltprogramm oder Umwelt-
managementsystem Schritt für Schritt ab.
Da Kommunen einen wesentlich weiteren
und komplexeren Wirkungsbereich als
gewerbliche Unternehmen haben, wurden
folgende Teilbereiche einbezogen:

1. Die kommunale Verwaltung als Be-
trieb

Der Verwaltungsbetrieb ist wie ein Un-
ternehmen auch Ressourcenverbraucher
und Verschmutzungsquelle. Seine be-
trieblichen Abläufe sind mit dem Ver-
brauch von Materialien, Energien und
Flächen sowie mit der Freisetzung von
Emissionen verbunden. Untersucht
werden damit die direkten Umweltaus-
wirkungen der Verwaltung. Da beson-
ders in einer Großstadt wie Ulm die
Vielzahl kommunaler Einrichtungen
nicht gleichzeitig untersucht werden
kann, wurden zunächst Quer-
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schnittsaufgaben wie das zentrale Be-
schaffungswesen untersucht. Hinzu ka-
men in den drei Kommunen Spezialauf-
gaben wie Regiebetriebe, z.B. der Bau-
hof, die Gartenbauabteilung oder ein
Schulamt mit einer Schule.

2. Die kommunalen Eigenbetriebe
Hier werden vor allem die Schnittstellen
zur Kernverwaltung untersucht, wozu in
Ulm die Wohnungsbaugesellschaft und
in Kehl die Stadtwerke ausgewählt wur-
den.

3. Die Kommune als umweltpolitischer
Akteur
Hier werden die indirekten Umweltaus-
wirkungen betrachtet, die durch das pla-

nerische Verwaltungshandeln wie bei-
spielsweise die Bauleitplanung ausgelöst
werden. Während zur Untersuchung
dieses umfassenden Gegenstands in
Teningen die gesamte Umweltpolitik
einbezogen wurde, wurden für Ulm und
Kehl mit dem Energie- bzw. Verkehrs-
bereich zentrale ökologische Handlungs-
felder ausgewählt, in denen das Vorge-
hen im Öko-Audit exemplarisch durch-
geführt wurde.

4. Kommunikation und Beteiligung
Hier wurden die Informations- und Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie Beteiligungs-
möglichkeiten der Kommunen in Ba-
den-Württemberg untersucht (Siehe Ab-
bildung).

Abbildung: Bereiche des Modellprojektes

Bereich I

Kommune als Betrieb
(Verwaltung)

Bereich II

Kommunale Unterneh-
men und Eigenbetriebe

Bereich III

Kommune als umweltpoliti-
scher Akteur

• Verwaltung
• Einrichtungen und

Regiebetriebe wie
Gartenbaubetrieb Bau-
hof, Schule,

• Wohnungsbaugesell-
schaft

• Stadtwerke

• Verkehrsbereich
• Energiebereich
• Umweltpolitik

Bereich IV

Kommunikation und Beteiligung

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit
Beteiligungsformen

Fazit:

Das Modellprojekt zeigte bei den ver-
schiedenen Bereichen insgesamt, daß
der Schwerpunkt des Kommunalen
Öko-Audits zunächst auf die Verwal-
tungen zu legen ist. Für das Öko-Audit
spielt in diesem Bereich das nach innen
orientierte Umweltmanagementsystem
eine zentrale Rolle, während die Öffent-

lichkeit von nachgeordneter Bedeutung
ist. Für den Bereich Kommune als um-
weltpolitischer Akteur besteht noch Klä-
rungsbedarf, besonders hinsichtlich der
Frage der indirekten Umweltauswir-
kungen und der Definition, was Produk-
te einer Verwaltung sind.
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3. Übertragung des Öko-Audits auf Kommunen

Die EG-Öko-Audit-Verordnung (Künftig
im Text: EMAS-VO) bildet ein relativ neu-
es betriebliches Instrument, dessen Über-
tragbarkeit auf Kommunen und Verwal-
tungen im Modellversuch geklärt werden
sollte.

Die prinzipielle Übertragbarkeit auf den
Dienstleistungsbereich haben inzwischen
eine ganze Reihe von Modellprojekten der
LfU nachgewiesen. Beispiele bilden Mo-
dellprojekte in Krankenhäusern, bei Ener-
gieversorgern (Stadtwerke Karlsruhe) oder
Verkehrsunternehmen (Heidelberger Ver-
sorgungs- und Verkehrsbetriebe, HVV).

Unter den Dienstleistungsbranchen neh-
men Kommunen und Verwaltungen eine
Sonderstellung ein. Dies betrifft insbeson-
dere die Entscheidungsprozesse durch das
Zusammenspiel zwischen Politik und Ver-
waltung und die hierarchische Aufbau- und
Ablauforganisation, die Außenstehende in
der Zusammenarbeit oft als weniger flexi-
bel und mühevoller als in einem gewerbli-
chen Betrieb erleben.

Um die Übertragbarkeit auf Kommunen
und Verwaltungen zu überprüfen, wurden
von den Fachinstituten anfangs die einzel-
nen Elemente des Verordnungstextes sy-
stematisiert und mit den kommunalen
Strukturen abgeglichen. Ergebnis: Die An-
forderungen der Verordnung sind nahezu
vollständig auf Kommunen und Kommu-
nalverwaltungen übertragbar. Als wichtige
Punkte sind der Standortbegriff und die
Produktdefinition zu klären.

Bezogen auf die Abläufe in der Verwaltung
und den Einrichtungen, die an eine techni-
sche Infrastruktur gebunden sind und da-
mit direkte Umweltwirkungen auslösen,
ergab das Modellprojekt keinen Hinweis
darauf, daß weitere wichtige Umwel-
taspekte in der EG-Öko-Audit-Verordnung
fehlen.

Es zeigte sich hingegen, daß nicht alle der
aufgeführten Aspekte in den Verwaltungen
relevant sind. Im reinen Verwaltungsbe-
reich spielen die Freisetzung von Lärm,
Geruch und Staub keine große Rolle, auch
die Unterscheidung zwischen „normalen
und abnormalen Betriebsbedingungen“
(EMAS Anhang 1, Absatz B, Punkt 3) ist
dort schwierig. Die Anforderungen der
Verordnung an das Umweltmanagement-
system sind, teilweise mit sprachlichen
Anpassungen, auf Kommunen bzw. Ver-
waltungen übertragbar.

So sollte der Begriff „Umweltpolitik“, der
im politischen Bereich wesentlich umfas-
sender gemeint und auch im Sprachge-
brauch verankert ist, besser durch „Um-
weltleitlinien“ ersetzt werden, um Mißver-
ständnisse zu vermeiden.

Insgesamt zeigte sich auch, daß vor allem
für kleine Verwaltungen viele Forderungen
der EMAS-Verordnung zu ambitioniert
sind. Dies gilt aber in gleichem Maße für
gewerbliche Unternehmen, wo dieses Pro-
blem bei Kleinbetrieben auch auftritt.

Problem Standortbegriff

Von zentraler Bedeutung für die Übertra-
gung und Erweiterung der EMAS-VO ist
der Standortbegriff. Die zu untersuchenden
Unternehmen sind dort an einen Standort
gebunden. Er umfaßt laut Artikel 2 der
Verordnung das Gelände inkl. der zugehö-
renden Infrastruktur, an dem die (gewerb-
lichen) Tätigkeiten unter der Kontrolle ei-
nes Unternehmens durchgeführt werden.
Das heißt, diese nicht präzise Standortdefi-
nition beinhaltet zwei wesentliche Ele-
mente: Management (Kontrolle) und
räumliches Element (Gelände), wobei das
letzte zu überwiegen scheint.

Was umfaßt dieser „Standort“ bei Ver-
waltungen größerer Kommunen mit einem
komplexen System von Einrichtungen und
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Ämtern, die nicht an einem „Standort“
räumlich konzentriert sind? Nimmt man
einzelne Gebäude, ist dies in großen Ver-
waltungen durch die vielen Einzel-
prüfungen kaum praktikabel. Allein in der
Modellstadt Kehl mit 32000 Einwohnern
müßten 64 Liegenschaften geprüft werden.

Erschwerend kommt hinzu, daß häufig
einzelne Ämter auf verschiedene Gebäude
verteilt sind. Ferner sind weite Teile der
Verantwortung an zentralen Stellen ange-
siedelt, d. h. nur dort könnten Veränderun-
gen erzielt werden. Diese Zusammenhänge
bei Entscheidungen und Zuständigkeiten
müssen, besonders für den Aufbau des
Umweltmanagementsystems, beachtet
werden.

Im Rahmen des Modellprojekts wurde
deshalb die gesamte Verwaltung mit allen
Liegenschaften inkl. der Regiebetriebe als
Standort definiert. Die Ausrichtung erfolgte
in erster Linie an der Einheitlichkeit des
Umweltmanagementsystems und weniger
an räumlichen Grenzen. In Großbritannien,
wo bereits Kommunen zertifiziert werden
können, wird ähnlich vorgegangen: Dort
werden nicht räumliche Standort (site),
sondern Funktionseinheiten (operational
unit) untersucht.

Im Modellprojekt erfolgte die weiter nötige
Untergliederung der Verwaltung aufgaben-
bzw. akteurbezogen. Dabei wurden zuerst
die zentral organisierten Querschnittsauf-
gaben betrachtet (Beschaffung, Gebäude-
bewirtschaftung inkl. Energie- und Was-
sermanagement, Reinigung, Gebäudeaus-
stattung, Neubau und Sanierung von Ge-
bäuden, Unterhaltung und Pflege von
Grünanlagen etc.). Nach einer ersten gene-
rellen Überprüfung der Verwaltung bezüg-
lich der Managementstrukturen, der Daten-
verfügbarkeit sowie der zentral erfaßten
Umweltauswirkungen (Material-, Energie-

und Wasserverbrauch, Verkehrsaufkom-
men, Abwasser- und Abfallaufkommen
etc.) können dann im nächsten Schritt die
einzelnen Organisationseinheiten, d.h. die
dezentralen Aufgaben vertieft betrachtet
werden. Zusätzlich zu den Quer-
schnittsaufgaben wurden im Modellprojekt
einzelne Bereiche wie Schulamt und Schule
(Ulm), Bauhof (Teningen) bzw. Gartenbau-
amt (Kehl) untersucht.

In den beiden Gemeinden des
„PLENUM“-Projekts Isny und Leutkirch,
wurde standortbezogen vorgegangen: Un-
tersucht wurden beide Rathäuser und Bau-
höfe sowie eine Schule bzw. ein Verwal-
tungszentrum. Allerdings wird auch hier
ein einheitliches, zentrales Umweltmana-
gementsystem eingerichtet.

Beide Verfahren haben sich bewährt. Eine
standortbezogene Untersuchung ist aller-
dings wahrscheinlich nur in kleinen Ge-
meinden sinnvoll und machbar. Auf den
Standortbegriff wird in Kapitel 9 genauer
eingegangen.

Ein wichtiges Problem für die Übertragung
der EMAS-VO auf die Kommunen ist auch
die Frage, wie das Öko-Audit auf den Be-
reich der Produkte bzw. der Produktpla-
nung anzuwenden ist. Hier ergab das Mo-
dellprojekt noch weiteren Forschungs- und
Klärungsbedarf (siehe hierzu Kapitel 6.2).

Fazit:

Die EG-Öko-Audit-Verordnung ist gut
auf Verwaltungen übertragbar. Für die
Standortdefinition muß eine handhabba-
re Lösung entwickelt werden. Hinsicht-
lich der Frage, wie das Öko-Audit auf
den Bereich der Produkte bzw. der Pro-
duktplanung anzuwenden ist , besteht
noch Forschungs- und Klärungsbedarf.
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4. Das Öko-Audit als Prozeß:
Information, Motivation und Beteiligung der Mitarbeiter

Das Modellprojekt wurde in den Verwal-
tungen im Rahmen von Amtsleiterrunden
sowie im Gemeinderat bzw. in den Um-
weltausschüssen vorgestellt. In Interviews
mit den Leitern umweltrelevanter Ämter
bzw. der Eigenbetriebe und Eigengesell-
schaften wurden zentrale Aspekte des
Umweltmanagementsystems in den Kom-
munen erfaßt. Diese persönlichen Gesprä-
che boten auch die Möglichkeit, für die
Amtsleiter, mögliche Bedenken gegenüber
dem Modellprojekt zu äußern oder wichti-
ge Fragen zu klären.

Zeitgleich hierzu wurde den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern das Modellprojekt
vorgestellt. Dies erfolgte in Ulm und Kehl
durch schriftliche Mitteilungen (Mit-
arbeiter-Zeitschriften bzw. Personalrat-
Info) bzw. durch eine Personalversamm-
lung in Teningen.

Die Umsetzung des Öko-Audits vor Ort
oblag in erster Linie den Audit-Teams, de-
nen neben den Umweltbeauftragten noch
die wichtigen bzw. betroffenen Ämter an-
gehörten.

Der enge zeitliche Rahmen des Modell-
projekts ließ besonders in den größeren
Kommunen zu wenig Zeit, um das Öko-
Audit, seine Notwendigkeit und seine posi-
tiven Möglichkeiten zu thematisieren. Dies
führte teilweise bei einigen Ämtern zu einer
zurückhaltenden bzw. skeptischen Ein-
schätzung, beispielsweise auch zu Be-
fürchtungen vor Arbeitsmehrbelastung.
Schwierig war es auch, die abstrakten An-
forderungen der EMAS-Verordnung in
einer Form zu vermitteln, die den Betroffe-
nen in der Verwaltung eine Einschätzung
des Arbeitsaufwandes und des Nutzens
ermöglichte.

Besonders muß verdeutlicht werden, daß
das Öko-Audit keinen grundlegend neuen

und verwaltungsfremden Reformansatz
darstellt, sondern eine Chance bietet, die
bisherigen Arbeiten zu systematisieren und
stringenter zu gestalten. Die bisherigen
Ansätze des Umweltschutzes sollen ge-
bündelt und fortentwickelt werden.

Die Erfahrungen aus dem Modellprojekt
zeigen, daß eine intensive Vorbereitungs-
und Diskussionsphase unter den haupt-
sächlich beteiligten Ämtern in der Verwal-
tung sinnvoll ist.

Neben der ständigen Information sollte
dem Personalrat die Mitarbeit angeboten
werden. In Kehl war der Personalratsvor-
sitzende von Anfang an eingebunden und
wurde regelmäßig informiert, da er auch als
stellvertretender Leiter eines Amtes an den
Öko-Audit-Sitzungen teilnahm. Auf seine
Anregung erschien im Personalrat-Info ein
ausführlicher Artikel zum Modellprojekt.

Insgesamt lassen sich folgende Eckpunkte
festhalten:

• Eine intensive Aufklärungs- und Infor-
mationsarbeit muß von vornherein
mögliche Ängste und Vorbehalte ab-
bauen, die mit dem Öko-Audit gar
nichts zu tun haben. Verdeutlicht wer-
den muß, daß das Öko-Audit kein frem-
des Instrument ist, das der Umweltver-
antwortliche nur von „außen“ in die
Ämter hineinträgt. Im Gegenteil: in ei-
nem gemeinsamen Arbeits- und Diskus-
sionsprozess sollen von allen Beteiligten
Lösungen erarbeitet und umgesetzt
werden. Das Audit baut auf bereits Vor-
handenes auf und faßt verschiedene An-
strengungen in Teilbereiche zusammen.

• Der Bezug zum Öko-Audit muß über
direkte Betroffenheit (Lösungs-
möglichkeiten für eigene Probleme, Be-
zug zur konkreten Tätigkeit) am jeweili-
gen Arbeitsplatz hergestellt werden. Das
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heißt: Das Öko-Audit sollte nicht ab-
strakt oder formal dargestellt werden,
sondern anhand der zu leistenden Auf-
gaben nach dem Motto „Was ist zu
tun?“ Handlungsschwerpunkte aufzei-
gen. Das Öko-Audit muß in die vorhan-
denen Instrumente und gewohnten Ar-
beitsgänge integriert werden.

• Besonders in großen Verwaltungen muß
genügend Zeit für Information und Mo-
tivation eingeplant werden. Gezielte
Einzelgespräche mit betroffenen bzw.
wichtigen Ämtern und Amtsleitern sind
sinnvoll.

• Wichtig sind kurze und verständliche
Erläuterungen über Ziel und Zweck des
Audits durch Rundschreiben, Informa-
tionsblätter oder Artikel in entsprechen-
den Publikationen.

• Information und Motivation müssen
den gesamten Audit-Prozeß kontinuier-
lich begleiten. Die einzelnen Schritte des
Öko-Audits bieten sich geradezu an, bei
der jeweiligen Umsetzung erste Resul-
tate und Erfolge zu verdeutlichen. Ob
fertiggestellte Umweltleitlinien, durch
die erste Umweltprüfung ermittelte
Schwachstellen oder Maßnahmen des
Umweltprogrammes: Sie stellen eine
Rückmeldung dar und verdeutlichen,
daß Fortschritte erzielt werden und die
Arbeit Früchte trägt. Sehr hilfreich ist
hierbei auch die öffentliche Anerken-
nung und das Lob für bereits erzielte Er-
folge „von oben“.

• Wichtiges Instrument zur Umsetzung
des Öko-Audits sind die Audit-Teams,
die je nach Größe der Verwaltung be-
setzt und in weitere Teams unterteilt
werden können. In den betroffenen
Ämtern und Dienststellen sollten feste
Ansprechpartner und Verantwortliche
benannt werden. Da zusätzlich zu den
Sitzungen für die Umsetzung ein größe-
rer Arbeitsaufwand zu leisten ist, sollte
diese Aufgabe an verantwortungsvolle
Mitarbeiter/innen als Audit-Verant-

wortliche delegiert werden, die als Mit-
glied der Audit-Teams den Prozeß kon-
tinuierlich begleiten können.

• Unterstützung braucht das Audit natür-
lich auch „von oben“. Verwaltungsspit-
ze und Bürgermeister müssen das Audit
als „Chefsache“ zu ihrem Anliegen er-
klären und sichtbar unterstützen. Dies
erhöht die Akzeptanz und erleichtert die
Durchführung.

In einem weiteren Modellversuch hat die
LfU bei einer mittelständischen Firma
diesen Themenkomplex vertieft. Der Leit-
faden „Umweltmanagement und Arbeit-
nehmerbeteiligung“ nennt als Möglich-
keiten u.a. Informationsblätter bei der
Lohn- und Gehaltsabrechnung, Aus-
hänge an Arbeitstafeln „Das Umweltteam
informiert“, Artikel in Mitarbeiter-
Zeitungen, halbtägige Workshops für
Interessierte oder Betriebsversammlun-
gen.

• Der Personalrat sollte informiert und
ihm die Mitarbeit angeboten werden.

• Die Durchführung des Öko-Audits
braucht einen Hauptverantwortlichen
bzw. eine Hauptverantwortliche. Nach
den Erfahrungen des Modellprojekts
sollte er bzw. sie am besten im Umwelt-
bereich angesiedelt sein. Neben der be-
reits genannten Unterstützung und ei-
nem organisatorischen Unterbau muß
der Arbeitgeber dafür die notwendige
Arbeitszeit zur Verfügung stellen.

Fazit:

Eine wesentliche Erkenntnis des Mo-
dellprojekts bildet, daß die ausreichende
Information und Motivation der Mitar-
beiter/innen das A und O für einen er-
folgreichen Öko-Audit-Prozeß darstellt.
Der Praxisleitfaden für Kommunen wird
deshalb in einem eigenen Kapitel hierzu
Hilfestellung bieten.
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5. Übertragung des Öko-Audits auf die Verwaltung

5.1 Umweltleitlinien

In der EMAS-VO wird die Umweltpolitik
in Artikel 2 als Festlegung der umweltbe-
zogenen Gesamtziele und Handlungs-
grundsätze, einschl. der Einhaltung der
Umweltvorschriften, beschrieben. Aus
Gründen der Verständlichkeit wurde im
Modellvorhaben der in der Kommune be-
reits anders besetzte Begriff „Umwelt-
politik“ durch „Umweltleitlinien“ ersetzt.

Die Umweltleitlinien wurden für die Ge-
samtkommune und nicht nur für die Ver-
waltung entwickelt, wozu die Kommunen
Arbeitsmaterialien erhielten. Zur Erstellung
der Umweltleitlinien wurden in Ulm und
Teningen jeweils zwei Tage, in Kehl drei
Wochen benötigt. Die Erfahrungen mit der
Abstimmung der Umweltleitlinien in die
Modellkommunen waren sehr unterschied-
lich. In Ulm wurde der Entwurf vom Amt
für Stadtökologie und Umweltplanung oh-
ne vorherige Diskussion in der Verwaltung
im Gemeinderat vorgestellt und dort in
einem Gesamtpaket mit anderen Unterla-
gen zum Umweltdiskurs der Stadt Ulm
angenommen. In Kehl wurde die Vorbe-
reitung des Verwaltungsentwurfs von ei-
nem längeren Diskussionsprozeß begleitet,
was trotz des höheren Aufwands zur Inten-
sivierung der Diskussion über die Bedeu-
tung des Umweltschutzes in der Kommune
beitrug. Nach den Erfahrungen der Modell-
kommunen müssen die Umweltleitlinien
nicht unbedingt am Anfang des Prozesses
stehen. Kehl würde sie an den Anfang set-
zen, Ulm hält sie nicht unbedingt als ersten
Schritt für notwendig und Teningen will sie
abschließend behandeln.

Leitlinien für Verwaltung und Kommunen,
beispielsweise im Rahmen einer
LOKALEN AGENDA 21 sollten im Ge-
meinderat behandelt werden. Für lediglich
interne Verwaltungsleitlinien wird dies von
den Modellkommunen für nicht notwendig
erachtet. Dabei sollte allerdings beachtet

werden, daß die Leitlinien in der Verwal-
tung breit diskutiert werden sollten, um ihre
Funktion erfüllen zu können.

In Ulm wurden die „Umweltleitlinien für
die Stadtverwaltung Ulm“ im Rahmen des
Umweltdiskurses, einer zunächst im Ge-
meinderat geführte Diskussion über den
Stand der örtlichen Umweltpolitik, verab-
schiedet. Die Diskussion wird auch mit
Öffentlichkeit, Umweltgruppen und Firmen
geführt.

Kernelemente der Ulmer Umweltleitlini-
en sind:

1. Umweltschutz ist wichtige Führungs-
aufgabe, die Mitarbeiter sollen motiviert
und qualifiziert werden.

2. Negative Umwelteinwirkungen sollen
verringert werden.

3. Es soll ein Umweltmanagementsystem
eingeführt und kontinuierlich weiter-
entwickelt werden.

4. Die Auswirkungen auf die Umwelt sol-
len überwacht und regelmäßig beurteilt
werden.

5. Umweltrelevante Daten sollen doku-
mentiert, ausgewertet und auf dieser
Grundlage Verbesserungen eingeleitet
werden.

6. Die ökologische Beschaffungspolitik
soll ausgebaut werden.

7. Die Öffentlichkeit soll stetig informiert
und beteiligt werden.

8. Die Kommune will sich in Verbänden
zum Umweltschutz beteiligen und eng
mit den Hochschulen zusammenarbei-
ten.

9. Tätigkeiten der Verwaltungen sollen
regelmäßig auf Übereinstimmung mit
den Leitlinien und Zielen überprüft und
dokumentiert werden.
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Fazit:

Die Erstellung der Leitlinien war im
Modellprojekt unproblematisch und
ohne großen Zeitaufwand möglich. Der
Praxisleitfaden wird eine Mustergliede-
rung enthalten. Die Leitlinien können
entweder nur für die Verwaltung oder
z.B. im Rahmen einer LOKALEN

AGENDA 21 für Verwaltung und
Kommune gemeinsam erarbeitet wer-
den. In diesem Falle bedarf es einer
Einbeziehung der Öffentlichkeit sowie
einer Diskussion und Beschlußfassung
im Gemeinderat.

5.2 Erste Umweltprüfung

Laut EMAS-VO handelt es sich bei der
Umweltprüfung um eine erste umfassende
Untersuchung der umweltbezogenen Fra-
gestellungen und Auswirkungen sowie des
betrieblichen Umweltschutzes. Von zen-
traler Bedeutung ist dabei nicht die umfas-
sende Erhebung, sondern die Strukturie-
rung und Systematisierung von relevanten
Daten. Die EMAS-VO fordert im Anhang
die Bewertung und Registrierung der Aus-
wirkungen auf die Umwelt wie Emissionen,
Abwässer, Abfälle oder Nutzung der natür-
lichen Ressourcen. Ferner soll die ab-
schließende Umwelterklärung eine Zu-
sammenfassung der Zahlenangaben über
Schadstoffemissionen, Abfallaufkommen,
Rohstoff-, Energie- und Wasserverbrauch
und evtl. über Lärm bzw. andere bedeut-
same umweltrelevante Aspekte enthalten.

Anlehnend an die gewählte Standortdefini-
tion der Verwaltung wurden zunächst die
Querschnittsaufgaben betrachtet. Dazu
gehörten das Energiemanagement, die
zentrale Beschaffung, die Gebäudereini-
gung, Sanierung und Neubau von Gebäu-
den, Pflege, Anlage und Unterhaltung von
Grünflächen. Ferner wurden Informationen
für die ausgewählten Vertiefungsbereiche
zusammengestellt.

Die Umweltprüfung wurde in drei Teilbe-
reiche unterteilt:

1. Stoffbezogene Prüfung

2. Managementbezogene Prüfung

3. Überprüfung der Umweltrechtskonfor-
mität.

Stoffbezogene Prüfung

Als Instrument zur Systematisierung und
übersichtlichen Aufbereitung der vielen
gewonnenen Einzeldaten hat sich in vielen
Dienstleistungsunternehmen der „öko-
logische Kontenrahmen“ bewährt. Auch an
der LfU wurde für den ersten „Öko-Check“
dieser Kontenrahmen angewendet.

Dabei werden die Verbrauchsmengen von
Stoffen, Materialien und Energien (input)
erfaßt und denjenigen gegenüber gestellt,
welche die Verwaltung wieder verlassen
(output). Die inputs und outputs sind in
sinnvoll strukturierte Untergruppen unter-
teilt. Ergänzend wird der Verbrauch und
die Nutzung von Flächen sowie der Be-
stand an Anlagegütern erfaßt.

Input Bestand Output
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Bei der Erhebung der Daten mußte zu-
nächst geklärt werden, wo und in welcher
Form welche Daten vorliegen oder ob Er-
sterhebungen notwendig sind. Die Zusam-
menstellung der Daten erfolgte mit Check-
listen und Erfassungsbögen, die den
Kommunen auch im Praxisleitfaden als
Hilfestellung an die Hand gegeben werden.

Die so gewonnenen Daten werden an-
schließend dem ökologischen Kontenrah-
men zugeordnet. Dabei sind meist noch
Umrechnungen auf vergleichbare Einheiten
wie kg oder kWh notwendig. Dieser ökolo-
gische Kontenrahmen ordnet die einzelnen
Stoffe, Materialien und Energien sinnvoll
strukturierten Gruppen und Untergruppen
zu. Er ist mehrstufig konzipiert, die folgen-
de Abbildung zeigt den ökologischen
Kontenrahmen der ersten Ebene für die
Umweltprüfung in der Stadtverwaltung.

Input Output

1. Liegenschaften

2. Anlagegüter

3. Umlaufgüter

4. Wasserverbrauch

5. Energieverbrauch

1. Liegenschaften

2. Anlagegüter

3. Produkte

4. Abfall

5. Emissionen in die
Luft

6. Abwasser

7. Lärm

Die erste Stufe des Kontenrahmens wird
weiter ausdifferenziert und von den Kom-
munen aufgrund der Erfahrungen der Da-
tenerhebung endgültig strukturiert. Auf der
zweiten Ebene werden beispielsweise die
Umlaufgüter in die Unterpunkte Bürobe-
darf und Betriebsstoffe aufgeteilt. Die aus-
differenzierte dritte Ebene erfaßt dann ein-
zelne Stoffe oder Verbräuche. Beim Büro-
bedarf wird u.a. der Papierverbrauch nach

verschiedenen Verwendungszwecken ge-
nau erfaßt. Als Endergebnis liegt eine ex-
akte und kompakte Übersicht über die in-
ternen und externen Umweltbelastungen
durch die Verwaltung vor.

In Ulm konzentrierte sich der erste Um-
welt-Check auf interne Abläufe im reinen
Verwaltungsbereich (Kernverwaltung) so-
wie das Schul- und Sportamt mit einer
Schule. In Teningen wurden für die Ge-
samtverwaltung und einzelne Gebäude
Kontenrahmen erstellt. Gebäudebezogen
zuordenbar waren hier nur Wasser-, Ener-
gie- und Flächenverbrauch, das Abfallbe-
hältervolumen sowie das Verkehrsauf-
kommen, nicht jedoch der Materialver-
brauch wie beispielsweise Bürobedarf. In
Kehl wurde ein Kontenrahmen für die ge-
samte Verwaltung und den ausgewählten
Schwerpunktbereich Gartenbauabteilung
erstellt.

Erfahrungen und Probleme

Die Datenzusammenstellung im Rahmen
der Umweltüberprüfung war in allen
Kommunen ein zeitaufwendiger Arbeits-
schritt. Schon hier wurde ein deutlicher
Unterschied zwischen kleinen und großen
Kommunen deutlich: Während in Teningen
die stoffliche Umweltprüfung in knapp drei
Wochen (wozu die externe Hilfe von ca. 1-
2 Wochen kommt) bewältigt wurde, waren
in Kehl und Ulm rund ein halbes Jahr er-
forderlich. Dies deckt sich mit Erfahrungen
aus dem betrieblichen Bereich, wo für die
Umweltprüfung rund ein Drittel des ge-
samten Arbeitsaufwandes des Öko-Audits
notwendig war.

Allerdings ist auch hier der Zeitaufwand
stark von der vorher auf diesem Gebiet
geleisteten Arbeit abhängig. Viele Daten
wurden aus Akten zusammengetragen, die
EDV konnte nur selten genutzt werden. Zu
einzelnen Bereichen, besonders dem Ener-
giesektor, lag oft eine gute Datenbasis über
Umweltbelastungen vor. Der Verkehrsbe-
reich hingegen spielt kaum eine Rolle. Ob-
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wohl im Beschaffungswesen in den Mo-
dellkommunen bereits in der Vergangen-
heit ökologische Kriterien berücksichtigt
worden waren, war hier das Wissen über
Qualität und Quantität des Materialver-
brauchs meist ungenau, da oft lediglich
Bestellisten vorlagen.

Checklisten und Erfassungsbögen gibt es
auf Diskette im Praxisleitfaden zu fol-
genden Bereichen:

• Materialbeschaffung
• Energieverbrauch (Raumwärme,

Licht- und Kraftstrom)
• Verkehr (Dienstreisen, Dienstfahrten,

Pendelverkehr, Arbeitsfahrten)
• Emission in die Luft
• Emission in den Boden
• Emission in das Wasser
• Abfallaufkommen
• Lärm
• Liegenschaften/Gebäude
• Liegenschaften/Grundstücke

Bei der Zusammenstellung der Daten traten
einige für Verwaltungen typische aber lös-
bare Probleme auf:

• Bei der gängigen Lagerhaltung sind oft
nur Informationen über die beschafften
Produktmengen, nicht jedoch über den
tatsächlichen Verbrauch möglich. Dies
kann durch jährliche Begehungen oder
durch Dokumentation der Ein- und
Ausgänge behoben werden.

• Die Festlegung eines einheitlichen Bi-
lanzraumes ist kaum möglich, da die
Daten oft völlig unterschiedlich vorlie-
gen ( Haushaltsjahr, Kalenderjahr,
hochgerechnete Stichproben).

• Ist die Ermittlung der an einer zentralen
Stelle vorliegenden Informationen noch
relativ einfach, gestaltet sich die Zu-
sammenstellung der dezentral verwalte-
ten bzw. zu erhebenden Daten schwieri-
ger. Dieses Problem wird sich im Zuge
der Verwaltungsreform mit einer dezen-

tralen Ressourcen-Verwaltung noch
weiter verstärken. Erforderlich ist ein
Berichtswesen, das die notwendigen In-
formationen an einer zentralen Stelle zu-
sammenträgt. Mittelfristig ist der Aufbau
eines Controlling-Systems anzustreben,
das die Umweltauswirkungen der ein-
zelnen Ämter bzw. Einrichtungen re-
gelmäßig prüft und vergleicht. Bei der
Einführung eines Umwelt-Controlling-
Systems sollte die Datenerfassung auf
EDV umgestellt werden. In Teningen
wurde als Folge der Umweltprüfung ei-
ne Gebäude-Datenbank aufgebaut. Die
Organisation des Berichtswesens ist in
allen drei Kommunen eine zentrale
Maßnahme des Umweltprogramms.

Die stoffliche Umweltprüfung zeigte erneut
die Notwendigkeit der Unterstützung durch
die Verwaltungsspitze sowie von Motivati-
onsarbeit. Teilweise war es ausgesprochen
aufwendig, die Daten von den verschiede-
nen Stellen zu erhalten. Dabei verlief die
Zusammenarbeit auf der Ebene der Sach-
bearbeiter/innen in den großen Verwaltun-
gen oft besser als auf der Ebene der Amts-
leitung. Besonders für diesen Bereich muß
die Motivationsarbeit das in Verwaltungen
oft ausgeprägte Bereichsdenken überwin-
den.

Auch für die stoffliche Umweltprüfung gilt
der Grundsatz: weniger ist mehr. Es ist
weder möglich noch sinnvoll, alle
Stoffströme zu erfassen und abzubilden.
Notwendig ist die Konzentration auf die
umweltrelevanten Bereiche. Um beim Bei-
spiel Büromaterial zu bleiben: Erfaßt wird
der Papierverbrauch, Büroklammern wer-
den nicht gezählt.

Auch damit ist die erste Umweltprüfung
noch zeit- und arbeitsintensiv genug, um
die in der EMAS-VO erforderten Daten
zusammenzutragen und aufzubereiten. Bei
diesem ersten Öko-Check sollten gewisse
Schwierigkeiten von vornherein als normal
vorausgesetzt und eingeplant werden: Eine
oft zeitaufwendige Suche, wo welche Da-
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ten überhaupt gespeichert sind bzw. die
Anlage entsprechender Datenbanken. Dies
gilt besonders für große Verwaltungen, die
besonders durch die vielen betroffenen
Ämter erheblich mehr Zeit- und Arbeits-
aufwand erfordern. Es ist schon ein erster
großer Erfolg, einen Überblick über die
Datenlage und Datenstruktur zu erhalten.
Ferner schafft die erste Umweltprüfung die
Grundlage und Systematik, um weitere
Prüfungen wesentlich einfacher und kürzer
durchführen zu können. Die EDV sollte
dabei von vornherein als wichtiges Instru-
ment eingeplant und entsprechende Vorbe-
reitungen getroffen werden.

Wie das Beispiel Teningen in Kapitel 8
zeigt, lassen sich mit den Ergebnissen der
Umweltprüfung schon erste Einspar- und
Optimierungspotentiale ermitteln, die so-
wohl zur ökologischen als auch zur finan-
ziellen Entlastung beitragen.

Managementbezogene Prüfung

Die managementbezogene Umweltprüfung
soll Schwachstellen und fehlende Elemente
in den bestehenden Strukturen ermitteln.
Dabei werden die grundlegenden organi-
satorischen Strukturen und Abläufe erfaßt
und anhand der Vorgaben der EMAS-VO
überprüft.

Zuerst wurden persönliche Interviews an-
hand von Gesprächsleitfäden geführt. Auch
hier wurden für die Untersuchung Checkli-
sten eingesetzt, gekoppelt mit telefonischen
Nachfragen. Die Checklisten konkretisier-
ten die Anforderungen an das Umweltma-
nagementsystem einer Kommunalverwal-
tung. Neben den allgemeinen Verwaltungs-
strukturen wird dabei die Organisation in
den einzelnen Aufgabenbereichen geprüft.

Folgende verwaltungsinterne, umweltbe-
zogene Aufgabenbereiche wurden im
Rahmen des Modellprojekts unterschieden:
Energiemanagement, Wassermanagement,
Abfallmanagement, Verkehr und Beschaf-
fung.

Diese Checklisten haben sich als geeignetes
Instrument zur Systematisierung der in-
haltlichen Anforderungen der EMAS-VO
bewährt. Dabei ist die gemeinsame Bear-
beitung im Gespräch zur Informationsge-
winnung effektiver als das bloße Ausfüllen
der Checklisten. Die beantwortenden Per-
sonen sind in der Regel bestrebt, keine
Lücken aufzuzeigen. Deshalb sollte eine
gemeinsame Beantwortung der Checklisten
im Rahmen einer Sitzung, beispielsweise
des Öko-Audit-Teams oder im Gespräch
zwischen dem Auditor und dem Amt, er-
folgen.

Die im Modellprojekt verwendeten
Checklisten werden im Praxisleitfaden
als Diskette beigefügt. Sie erfassen für die
Verwaltung die Bereiche der allgemeinen
Organisationsstruktur: Allgemeine Ver-
waltung und deren Organisation, Orga-
nisation des Umweltschutzes sowie
Haushalte und Öffentlichkeit. Ferner
werden Handlungsbereiche wie Verkehr,
Energieverbrauch, Abfall, Abwasser,
Beschaffungswesen, Bewirtschaftung von
kommunalem Eigentum mit genauen
Einzelfragen durchleuchtet.

Prüfung der Umweltrechtskonformi-
tät

Die EMAS-VO verlangt im Anhang ein
Verzeichnis von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften und sonstigen umweltpoliti-
schen Anforderungen.

Im Modellprojekt umfaßte die Prüfung der
Umweltrechtskonformität die Analyse der
Managementstrukturen sowie die Kontrol-
le, ob die umweltrelevanten Rechtsnormen
in der Verwaltung vorliegen. Ziel war es
festzustellen, wie die Information der
Dienststellen sowie die Einhaltung der
umweltrechtlichen Vorschriften gewährlei-
stet wird. Hierzu wurden entsprechende
Listen mit Rechtsverzeichnissen unter Hilfe
von Prof. Dr. Peters (FH Kehl) erstellt. In
allen drei Modellkommunen werden die
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Dienststellen über ein Umlaufverfahren von
der zuständigen Stelle für die Information
der einzelnen Dienststellen über Rechtsän-
derungen informiert.

Bei der Rechtskonformität ist auf den Un-
terschied zwischen Betrieben und Kom-
munalverwaltungen zu achten. Die Kom-
munalverwaltung ist auf mehreren Ebenen
mit der Umsetzung von Rechtsgrundlagen
befaßt:

1. als Betrieb (Verwaltung, Regiebetriebe)

2. als Besitzerin/Teilhaberin von Eigenbe-
trieben/Eigengesellschaften

3. als planende Behörde und

4. im Rahmen des hoheitlichen Vollzugs
des Umweltrechts (z.B. Kontrollaufga-
ben, Genehmigungen)

Für die Bereiche 1 und 2  (Verwaltung bzw.
Eigenbetriebe) kann die Einhaltung der
Rechtsvorschriften und die Notwendigkeit
der Überprüfung unmittelbar aus der
EMAS-VO abgeleitet werden. Als nicht
sinnvoll wird dagegen die Prüfung der
Rechtskonformität für den Bereich 3 (pla-
nende Behörde)eingestuft, für den Bereich
4 (hoheitlicher Vollzug) muß sie ausge-
schlossen werden, da dies nicht Gegen-
stand des Öko-Audits sein kann.

Der Modellversuch bestätigte die vorge-
nommene Methodik der Rechtskonformi-
tätsprüfung:

Geprüft wird einerseits, ob die entspre-
chenden Rechtsvorschriften bekannt sind
und andererseits wie der Informationsfluß
über Rechtsvorschriften und Neuerungen
innerhalb der Verwaltung verläuft und ver-
bessert werden kann.

Fazit:

Das Modellprojekt bestätigte die Erfah-
rungen aus dem betrieblichen Bereich,
daß die Umweltprüfung zu den zeitauf-
wendigsten und wichtigsten Schritten
des ersten Öko-Audit-Zyklus zählt.

Im Modellprojekt haben sich für die
zeitaufwendige, aber laut EMAS-VO
notwendige Datenerhebung und -zu-
sammenstellung die Instrumente der
Input-/Output-Analyse und des ökologi-
schen Kontenrahmens bewährt. Der
Praxisleitfaden wird alle notwendigen
Hilfestellungen wie ökologischer Kon-
tenrahmen und Erfassungsbögen ent-
halten, um die erste Umweltprüfung
leichter durchführen zu können.

Die erste Umweltprüfung unterstreicht
zwei wichtige Erkenntnisse des gesam-
ten Modellprojekts: Die Notwendigkeit
einer umfassenden Informations- und
Motivationsarbeit gegenüber den Be-
schäftigten und ein erhebliches Gefälle
zwischen großen und kleinen Verwal-
tungen.
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5.3 Umweltprogramm

Die Ergebnisse der Umweltprüfung wurden
im Modellprojekt in einem Umweltprü-
fungsbericht zusammengefaßt. Die identifi-
zierten Schwachstellen bildeten den Aus-
gangspunkt für den Entwurf des Umwelt-
programms. Laut Artikel 2 der EMAS-VO
umfaßt das Umweltprogramm die Be-
schreibung der konkreten Ziele und Tätig-
keiten des Unternehmens bzw. der Ver-
waltung für mehr Umweltschutz. Hierzu
zählen auch die Beschreibung der zur Er-
reichung dieser Ziele getroffenen Maßnah-
men sowie eventuelle Fristen zu ihrer Um-
setzung.

Die Umweltprogramme der Verwaltungen
in den Modellkommunen gliedern sich
nach den verschiedenen verwaltungsinter-
nen umweltbezogenen Aufgabenbereichen:
Allgemeine Organisation, Energie-, Was-
ser- und Abfallmanagement, Verkehr sowie
Beschaffung. In Ulm wurde ergänzend ein
Umweltprogramm für das Schulamt aufge-
stellt. Hierbei zeigt sich allerdings, daß für
die Schulen selbst relativ wenig Hand-
lungsspielraum besteht. Auch dies spricht
bei der Festlegung des Standorts für eine
über Liegenschaften hinausgehende um-
fassende Lösung.

Die Entwürfe des Umweltprogramms wur-
den in allen 3 Kommunen in den Öko-
Audit-Team-Sitzungen diskutiert. In den
größeren Kommunen zeigte sich dabei eine
große Erwartungshaltung bezüglich kon-
kreter Maßnahmenvorschläge, die sich an
die für das Öko-Audit Verantwortlichen
richteten. Gleichzeitig wurden jedoch oft
konkrete Vorschläge als Einmischung in
die jeweiligen Kompetenzbereiche emp-
funden. Dies verweist nochmals auf die
Notwendigkeit der Informations- und Mo-
tivationsarbeit. Vorbehalte gab es gegen die
Festlegung von quantifizierten Umweltzie-
len, da dies nur bedingt möglich sei.

Durch die Umweltprüfung und die Festle-
gungen der Umweltprogramme konnten
eine Reihe positiver Impulse in den Ver-

waltungen ausgelöst werden. In Teningen
wurden Einsparpotentiale im Bereich Ab-
fall-, Energie- und Reinigungsmittelver-
brauch aufgezeigt (siehe Kapitel 8). Aller-
dings können genauere Aussagen über
Einsparpotentiale erst bei Umsetzung der
im Umweltprogramm genannten Maßnah-
men gemacht werden.

Als besonders positiv wurde von den
Kommunen die Systematisierung der für
die Umweltprüfung notwendigen Daten-
grundlagen bewertet. In Ulm bietet der
Umweltprüfungsbericht eine Ergänzung für
den geplanten Aufbau eines umfassenden
Umweltinformationssystems. In Teningen
wurde eine Gebäudedatenbank entwickelt,
in die Umweltaspekte einfließen. Dies stellt
eine Neuerung dar, da bisher keine entspre-
chenden Gebäudemanagement-
Datenbanken mit Integration umweltrele-
vanter Informationen bekannt sind.

Die Entwicklung des Umweltprogramms
hat ferner auch auf der strukturellen Ebene
zu Erfolgen geführt: Einige ökologische
Schwachstellen waren den Umweltbeauf-
tragten als zuständigen Öko-Audit-
Beauftragten zwar bereits bekannt, aller-
dings konnten bisher Maßnahmen zu ihrer
Behebung nicht durchgesetzt werden. Das
Öko-Audit bietet nun den Anlaß, diese
Fragen aufzugreifen und in den Öko-Audit-
Teams zu besprechen.

Ferner zeigte das Umweltprogramm, daß
das Öko-Audit sehr gut vorhandene In-
strumente sinnvoll miteinander verzahnen
kann. Ersetzt werden können allerdings
wesentlich detailliertere Konzepte in Ein-
zelbereichen, z.B. Energiemanagementkon-
zepte, damit nicht. Der Öko-Audit-Zyklus
hat jedoch den Vorteil eines umfassenden
Ansatzes, der einen Überblick über die
Umweltwirkungen und umweltbezogenen
Maßnahmen im Verwaltungshandeln gibt.
Auf dieser Basis können sehr gut die Prio-
ritäten und der vordringliche Handlungsbe-
darf diskutiert und festgelegt werden.
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Der Entwurf für ein Umweltprogramm
der Stadtverwaltung Kehl nennt folgende
Ziele:
• Verminderung des durch die Verwal-

tung hervorgerufenen Individualver-
kehrs

• Verringerung des Reinigungsmittel-
verbrauchs

• Reduzierung des Energieverbrauchs
• Verringerung des Wasserverbrauchs
• Erhöhung des Anteils der unter öko-

logischen Kriterien ausgewählten
Produkte (50 % bis Ende 1998)

• Reduzierung des Abfallaufkommens
(um 20 % bis Ende 1998)

• Verbesserung der Qualifikation und
Motivation der Mitarbeiter/innen

• Aufbau eines Umweltcontrollingsy-
stems

Diesen Zielen werden dann jeweils noch
konkrete Einzelmaßnahmen mit Zustän-
digkeiten und Fristen zugeordnet.

Für die bessere Verbindlichkeit und Um-
setzung sollte das Umweltprogramm für
Verwaltungen auch im Gemeinderat disku-
tiert und beschlossen werden. Da dies aber

zu teilweise erheblichen Zeitverzögerungen
führen kann, ist die parallele Arbeit am
Umweltmanagementsystem sinnvoll. In
wichtigen Fällen sollte im Umweltpro-
gramm auch eine Abschätzung der Kosten
vorgenommen werden bzw. dies in die
Haushaltsberatungen eingebracht werden.

Insgesamt war der Zeitaufwand für die Er-
stellung des Umweltprogramms relativ ge-
ring und lag bei 1 bis 2 Wochen.

Fazit:

Die Erstellung des Umweltprogramms
ist erst nach Abschluß der Umweltprü-
fung auf Grundlage des Umweltprü-
fungsberichts möglich. Im Unterschied
zu Betrieben ist die bei der Verab-
schiedung durch den Gemeinderat zu
erwartende Zeitverzögerung einzukal-
kulieren. Das Modellprojekt zeigte, daß
ein über Einzelbereiche (z.B. Liegen-
schaften) hinausgehender Standortbe-
griff notwendig ist, da die Maßnahmen
im Umweltprogramm oft nicht auf die-
ser Ebene entschieden werden und einen
anderen Adressaten haben.

5.4 Umweltmanagementsystem

Aufbauend auf den Ergebnissen der mana-
gementbezogenen Umweltprüfung wurde
die Behebung einer Reihe von Schwach-
stellen des Managementsystems ins Um-
weltprogramm aufgenommen. In allen
Kommunen war der Aufbau eines umwelt-
bezogenen Berichtswesens und die Benen-
nung eines Amtes als zuständige Organisa-
tionseinheit sowie einer Person als Koordi-
nator/in für ein regelmäßiges Umwelt-
Controlling eine der vordringlichen Maß-
nahmen. Der Aufbau eines Umwelt-
Controllings ist ein zentrales Element beim
Aufbau des Umweltmanagementsystems.
Als strategische Aufgabe sollte diese von
einer zentralen Steuerungsstelle wahrge-
nommen werden.

Hierzu wurden im Rahmen des Modell-
projektes relative Umweltkennzahlen für

die Verwaltung entwickelt, die der Praxis-
leitfaden enthält. Dazu werden die im
Kontenrahmen gewonnenen absoluten
Daten in relative Kennzahlen umgewan-
delt, in dem sie auf andere Meßgrößen wie
Mitarbeiter/innen oder auf die Gebäudeflä-
che bezogen werden. Umweltkennzahlen
für Stoff- und Energieströme bzw. die In-
frastruktur erfassen so beispielsweise beim
Input den Wasserverbrauch pro Mitarbeiter
oder beim Output den Abfall pro Mitar-
beiter. Bei der Infrastruktur wird der Anteil
der versiegelten Flächen an der gesamten
Fläche gemessen. Umweltkennzahlen für
das Management können beispielsweise
umweltbezogene Schulungen pro Mitar-
beiter und Jahr sein, um Motivation, In-
formation und Kommunikation besser zu
erfassen.
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Im Rahmen des Modellprojektes wurde ein
Modellhandbuch für die Erstellung eines
Umweltmanagementhandbuchs entwickelt.
Es wird als Diskette dem Praxisleitfaden
für Kommunen beigefügt. Es konkretisiert
das Umweltmanagementsystem und unter-
stützt die zuständigen Mitarbeiter in der
Kommunalverwaltung bei der Dokumen-
tation. Dabei wurde jedoch kein allgemein
gültiges Schema festgeschrieben, sondern
vielmehr ein strukturierendes Hilfsmittel
entwickelt, das auf die entsprechende Si-
tuation vor Ort anzuwenden ist. Da es von
einer Stadtverwaltung in der Größenord-
nung Ulm ausgeht, sind für kleinere Ge-
meinden viele der aufgeführten Elemente
des Umweltmanagementsystems nicht
notwendig. In Kehl wurde auf dieser Basis
bereits ein Umweltmanagement-Handbuch
erstellt.

Beim Umweltmanagementsystem handelt
es sich lt. Artikel 2 der EMAS-VO um den
Teil des gesamten übergreifenden Mana-
gementsystems, der die Organisations-
struktur, Zuständigkeiten, Verhaltenswei-
sen, förmliche Verfahren, Abläufe und
Mittel für die Festlegung und Durchfüh-
rung der Umweltpolitik einschließt. Das
eigentliche Umweltmanagementsystem läßt
sich in folgende Bereiche gliedern:

1. Organisation und Personal (Verantwort-
lichkeiten, Beziehungen, Weiterbildung)

2. Aufbau- und Ablauforganisation sowie
Aufbau- und Ablaufkontrolle (Aufbau
entsprechender Organisationsstrukturen
und Festlegung entsprechender Rege-
lungen, z. B. Einkaufsrichtlinien)

3. Dokumentation.

Der letzte Punkt ist eine Voraussetzung,
um nach der EMAS-VO zertifiziert werden
zu können.

Das Modellhandbuch zur Erstellung des
Umweltmanagement-Handbuchs für
Kommunalverwaltungen enthält folgende
Schwerpunkte:

• Einleitend werden Struktur und Ele-
mente des Umweltmanagementsystems
beschrieben.

• Ein wesentlicher Schwerpunkt besteht
in der Beschreibung der Zuständigkeiten
und Verantwortlichkeiten sowie der
Kommunikation und Zusammenarbeit
in der Verwaltung einschließlich der
Qualifikation und Motivation der Mitar-
beiter/innen.

• Ein weiteres Kapitel behandelt die Er-
fassung der „Auswirkungen auf die
Umwelt“. Beschrieben werden die
Grundzüge des umweltbezogenen Be-
richtswesens, die Entwicklung des öko-
logischen Kontenrahmens sowie von
relativen Umweltkennzahlen und das in
der EMAS-VO verlangte Verzeichnis
von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften.

• Das Kapitel „Aufbau und Ablaufkon-
trolle“ faßt die Maßnahmen zur Prüfung
der Funktionsfähigkeit des Umweltma-
nagementsystems und der Einhaltung
des Umweltprogramms zusammen.

• Das Kapitel „Dokumentation“ leistet
Hilfestellung für die Vielzahl der in der
EMAS-VO verlangten Dokumentatio-
nen und Aufzeichnungen. Die Umwelt-
dokumentation besteht neben dem
Umweltmanagement-Handbuch aus
Umweltanweisungen, die von den zu-
ständigen Ämtern gemeinsam mit dem
Umweltamt erarbeitet werden müssen.

• Weitere Kapitel befassen sich mit der
Durchführung der geschilderten Schritte
des Öko-Audits wie Umweltleitlinien,
Umweltprogramm und Umweltziele,
Umweltbetriebsprüfung und Umwelter-
klärung.

Diese Dienstanweisungen für umweltrele-
vante Abläufe liegen oft für Einzelbereiche
wie beispielsweise zum Energiesparen oder
zum Abfall vor. Sie müssen genauso wie
andere vorhandene Instrumente, auf denen
das Umweltmanagementsystem aufbauen
kann, in dieses integriert werden. Doppel-
arbeit und Parallelstrukturen müssen ver-
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mieden werden, indem bereits bestehende
Instrumente und Anweisungen ins Um-
weltmanagementsystem aufgenommen
werden.

Gliederung des Umweltmanagement-
Modellhandbuchs
(Text als Diskette Bestandteil des Praxis-
leitfadens)

1. Struktur und Elemente des Umwelt-
managementsystems

2. Organisation und Personal
2.1. Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten
2.2. Kommunikation und Zusammen-
arbeit
2.3. Motivation und Qualifikation

3. Auswirkungen auf die Umwelt
3.1. Berichtswesen
3.2. Ökologischer Kontenrahmen
3.3. Rechtsverzeichnis

4. Aufbau- und Ablaufkontrolle
5. Dokumentation
6. Umweltleitlinien
7. Umweltziele und Programm
8. Umweltbetriebsprüfung
9. Umwelterklärung

Als Anhang wird noch der Text der
EMAS-VO und eine Übersicht mit Pra-
xisbeispielen für Umweltanweisungen
zur Umsetzung dieser Schwerpunkte an-
gefügt.

Die Ausgestaltung des Umweltmanage-
mentsystems bestätigte eine weitere Erfah-
rung des gesamten Modellprojektes: Sie
hängt ganz entscheidend von der Größe
der Verwaltung ab. In kleinen Gemeinden
wie beispielsweise Teningen sind formale
Festlegungen vielfach unangemessen, ein
guter Austausch in der Verwaltung ist
durch die hohe Akzeptanz des Umweltbe-
auftragten gewährleistet. Viele Vorgaben
der EMAS-VO sind daher für kleine Ge-
meinden zu ambitioniert. Dies betrifft bei-
spielsweise die in der EMAS-VO erwähnte
Dokumentation in Form von Arbeitsanwei-
sungen und weitere Dokumentationen. In
einer großen Stadtverwaltung hingegen

sind in weitaus stärkerem Maß formale
Regelungen erforderlich. Schnittstel-
lenpläne, die Festlegung von Zuständig-
keiten und Verantwortlichkeiten sowie die
Festlegung von Abstimmungs- und Kom-
munikationsverfahren sind hier von we-
sentlich höherer Bedeutung als in kleineren
Gemeinden.

Im Modellprojekt wurde eine Reihe von
Unterschieden zwischen dem Manage-
mentsystemen von Kommunalverwaltun-
gen und gewerblichen Betrieben deutlich,
die zu berücksichtigen sind. Die Manage-
mentstrukturen in Verwaltungen unter-
scheiden sich durch die traditionell hier-
archische und zum Teil inflexible Aufbau-
und Ablauforganisation von denjenigen in
vielen gewerblichen Betrieben. Da Mitar-
beiter in einer Verwaltung oft der Zustim-
mung der nächst höheren Ebene bedürfen,
kann dies die Entwicklung von Eigeninitia-
tive behindern. Ebenso kann ein oft ausge-
prägtes Bereichsdenken eine konstruktive
ämterübergreifende Zusammenarbeit, etwa
in Öko-Audit-Teams, erschweren. Dies
verweist nochmals auf die Wichtigkeit der
Informations- und Motivationsarbeit.

Ein weiterer Unterschied besteht in der
zentral organisierten Zuständigkeit für eini-
ge umweltrelevante Aufgaben. Diese zen-
tralen Schlüsselpositionen, die mit um-
weltbezogenen Querschnittsaufgaben wie
Energiemanagement oder Beschaffung
betraut sind, müssen unbedingt in den Pro-
zeß des Öko-Audits einbezogen werden.

Ein Hemmnis bei der Einführung des Öko-
Audits kann wie in vielen Kommunalver-
waltungen laufende Verwaltungsreform
darstellen. Hier ist eine Verbindung beider
Prozesse anzustreben, nähere Erfahrungen
liegen im Rahmen des Modellprojektes
nicht vor.

Eine weitere Besonderheit im „Mana-
gementsystem“ einer Kommune ist das
Verhältnis zwischen Politik und Verwal-
tung. Hier muß auf eine gute Zusammen-
arbeit geachtet werden.
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Fazit:

Das Modellprojekt verdeutlichte die zen-
trale Bedeutung des Umweltmanage-
mentsystems für das Öko-Audit auch in
der Verwaltung. Dies unterstreicht
nochmals die Notwendigkeit der Infor-
mations- und Motivationsarbeit. Wichtig
bei der Etablierung eines Umweltmana-
gementsystems ist einerseits die Integra-

tion bereits bestehender Instrumente in
dieses System und andererseits die Inte-
gration des Umweltmanagementsystems
in vorhandene Strukturen. Die Ausge-
staltung des Umweltmanagementsy-
stems hängt ganz entscheidend von der
Größe der Verwaltung ab, kleine Ge-
meinden bedürfen wesentlich weniger
formaler Festlegungen als große Kom-
munen.

5.5 Umwelterklärung

Die Umwelterklärung bildet den Abschluß
des ersten Öko-Audit-Zyklus. Laut EMAS-
VO soll sie in einer knappen Beschreibung
für die Öffentlichkeit u.a. die gewonnenen
Zahlenangaben sowie Umweltpolitik, -pro-
gramm und -managementsystem zusam-
menfassen.

Im Rahmen des Modellprojektes wurde ein
Gliederungsentwurf erstellt, der sowohl die
Verwaltung als Betrieb als auch die Kom-
mune als politische Akteur umfaßte. Der
folgende Gliederungsentwurf bezieht sich
nur auf die Verwaltung als Betrieb.

5.6 Allgemeine Erfahrungen

Die einzelnen Schritte des Öko-Audits
wurden nicht nacheinander, sondern zum
Teil zeitgleich behandelt. Auch wurde, wie
in den vorhergehenden Kapiteln geschil-
dert, teilweise von den Kommunen eine
andere Reihenfolge gewählt (z.B. Leitlini-
en). Das Umweltprogramm sollte erst be-
gonnen werden, wenn wesentliche Er-
kenntnisse der Umweltprüfung vorliegen,
da die dort vorgenommene Schwachstel-
lenanalyse und der Umweltprüfungsbericht
wesentliche Grundvoraussetzungen für die
Maßnahmen des Umweltprogrammes bil-
den. Umweltprogramm und Umweltmana-
gementsystem wurden nahezu zeitgleich
angegangen, da das Umweltprogramm na-
türlich auch Maßnahmen zu Einrichtungen

und Verbesserung des Umweltmanage-
mentsystems enthält. Ferner können bei
der Behandlung und Beschlußfassung des
Umweltprogramms im Gemeinderat zeitli-
che Verzögerungen auftreten.

Eine Erfahrung zieht sich wie ein roter Fa-
den durch alle Schritte des Öko-Audit-
Prozesse: Es gibt ein erhebliches Gefälle
zwischen großen und kleinen Kommu-
nen und Verwaltungen. Für die Durchfüh-
rung der einzelnen Schritte und Maßnah-
men war in Teningen wesentlich weniger
Zeit als in den beiden großen Modellkom-
munen Ulm und Kehl erforderlich. Der
erhöhte Zeitaufwand macht sich vor allem
bei zwei wesentlichen Schritten des Öko-

Gliederungsentwurf für die Umwelter-
klärung

1. Aufgabenbeschreibung
2. Der Standort
3. Umweltrelevante Tätigkeiten

3.1 querschnittsorientierte Tätigkeiten
3.2 Spezialaufgaben

4. Umweltleitlinien
5. Öko-Audit in der Kommunalverwal-

tung als Betrieb
5.1 Umweltmanagementsystem
5.2 Umweltwirkungen durch die Ver-

waltung
5.3 Umweltprogramm für die Verwal-

tung
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Audits bemerkbar: Die Durchführung der
Umweltprüfung ist bei der ersten Datener-
hebung oft mit dem Problem verbunden,
wie die vorhandenen Daten entsprechend
aufbereitet werden können. Auch die Ein-
richtung des Umweltmanagementsystems
erfordert in großen Verwaltungen mit vie-
len Ämtern wesentlich mehr Zeit, da hier
auch mehr formale Festlegungen getroffen
werden müssen. Insgesamt tun sich kleine
Verwaltungen und Kommunen beim Öko-
Audit erheblich leichter, da die Strukturen
überschaubarer, die Dienstwege kürzer und
die Kommunikationswege einfacher und
direkter sind.

Dies betrifft auch die äußerst wichtige In-
formations- und Motivationsarbeit. In klei-
nen Gemeinden sind die Betroffenen
leichter und direkter ansprechbar, in großen
Verwaltungen sind „mehrstufige“ Infor-
mationsverfahren für Amtsleiter und Mit-
arbeiter notwendig.

Schwieriger wird es für kleine Gemeinden,
wenn dort keine eigenen Umweltbeauf-
tragten vorhanden sind. Nach den Erfah-
rungen des Modellprojektes ist daher ein
weiteres Projekt mit kleinen Gemeinden
sinnvoll, um dort durch eine Begleitung der
Einführung des Öko-Audits weitere Er-
kenntnisse zur Erleichterung für kleine
Gemeinden zu erhalten.

Was sind Produkte?

Klärungsbedarf zeigte das Modellprojekt
bei der Frage, was die „Produkte“ der
Verwaltung sind. Die Berücksichtigung der
Produkte einer Kommunalverwaltung ist
von erheblicher Bedeutung, da die indirek-
ten Umweltauswirkungen, welche durch
die Produkte der Verwaltung hervorgerufen
werden, oft als weitaus größer eingeschätzt
werden als die direkten Umweltauswirkun-
gen durch die Tätigkeiten in der Verwal-
tung und in Einrichtungen selbst.

Für eine erste Kategorisierung umweltrele-
vanter Produkte und Dienstleistungen einer
Verwaltung wurden drei Kriterien ange-
wendet:

1. Art der Produkte (materielle Produk-
te/Dienstleistungen)

2. Anbindung an technische Infrastruktur
(Dienstleistungen, die unmittelbar an ei-
ne technische Infrastruktur gebunden
sind / „geistige“ Produkte wie Planun-
gen oder Konzepte)

3. Zielgruppe der Dienstleistungen (Ver-
waltung/externe Akteure)

Bei der Frage der Produktdefinition zeigte
das Modellprojekt, daß hier noch ver-
gleichsweise großer Diskussionsbedarf
besteht. So ist bspw. unklar, ob nach den
Erfahrungen des Modellprojekts die bisher
erfolgten Produktdefinitionen für eine Be-
rücksichtigung der Produkte und Produkt-
planungen im Umweltprogramm bzw. in
den Umweltleitlinien geeignet sind, da sie
dem Finanz-Controlling dienen und nicht
unter ökologischen Aspekten vorgenom-
men wurden.

Im Rahmen des Projektes konnte diese
Diskussion aus Zeitgründen auch im Rah-
men des wissenschaftlichen Beirates nur
ansatzweise geführt werden. Bereits die
Definition von umweltbezogenen Abläufen
im Rahmen verwaltungsinterner Tätigkei-
ten wurde in den Modellkommunen zum
derzeitigen Zeitpunkt als nicht realisierbar
betrachtet.

Generell ist jedoch, besonders auch im
Zuge der Überarbeitung der EMAS-VO auf
europäischer Ebene, zu klären, welche Be-
deutung den Produkten und Dienstleistun-
gen im Öko-Audit in Verwaltungen und
Kommunen zukommen soll. Zur Klärung
dieser Frage ist deshalb von LfU und UVM
Baden-Württemberg ein wissenschaftliches
Folgeprojekt geplant.

Auch der Zusammenhang zwischen Ver-
waltungsreform und Öko-Audit ist noch
genauer zu klären. Prinzipiell ist eine Ver-
knüpfung dieser beiden Verfahren sinnvoll,
da es vor allem hinsichtlich der Leitbildori-
entierung, des Controllings- und Berichts-
wesens sowie der Schaffung effektiver Ma-
nagementstrukturen Gemeinsamkeiten gibt.



ÜBERTRAGUNG DES ÖKO-AUDITS AUF KOMMUNEN UND VERWALTUNGEN

23

Fazit:

Die Schritte des Öko-Audits werden
teilweise zeitgleich durchgeführt.

Zwischen großen Kommunen und klei-
nen Gemeinden bestehen erhebliche Un-
terschiede, in kleinen Verwaltungen ist
das Öko-Audit leichter durchführbar.

Klärungsbedarf besteht noch bei der
Frage, was Produkte einer Verwaltung
sind. Auch die Verknüpfung von Öko-
Audit und Verwaltungsreform muß
noch aufgearbeitet werden.
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6. Weitere Bereiche

6.1 Eigenbetriebe und Eigengesellschaften

Ziel dieses Bausteins des Modellprojektes
war, die Integration der Eigenbetriebe bzw.
Eigengesellschaften in die Öko-Audit-
Strukturen des Gesamtsystems Kommune
zu gewährleisten. Leitfragen hierzu bilde-
ten:

• Wie können die kommunalen Umwelt-
ziele und Umweltleitlinien auch in Ei-
genbetrieben/Eigengesellschaften umge-
setzt werden?

• Welche Kompetenzverteilung besteht
zwischen Verwaltungsspitze und Be-
triebsleitung hinsichtlich umweltrele-
vanter Fragen?

• Wie läuft die Information zwischen
Verwaltung und dem Betrieb?

• Welche Formen des Berichtswesens gibt
es und wie kann es in ein verwaltungs-
übergreifendes ökologisches Berichts-
wesen integriert werden?

Als zu prüfende Eigenbetriebe bzw. Eigen-
gesellschaften wurden die Stadtwerke in
Kehl und die Ulmer Wohnbaugesellschaft
ausgewählt.

Fazit:

Für die Integration der Eigenbetriebe in
das kommunale Umweltmanagementsy-
stem sind keine zusätzlichen Strukturen
erforderlich, die über diejenigen hinaus-
gehen, welche die übrige Verwaltung
betreffen. Allerdings wurde dies im
Rahmen des Modellprojekts nur bezo-
gen auf kommunale Planungen unter-
sucht. Auf die betriebsinternen Abläufe
hat die Verwaltung keinen Einfluß. Ein
sinnvolles Kontrollinstrument für die
Kommune wäre die Einführung eines
Maßnahmenplans mit regelmäßigen
Vollzugsmeldungen.

6.2 Kommune als umweltpolitischer Akteur

Gegenstand dieses Schwerpunktes des
Modellprojektes waren diejenigen Dienst-
leistungen der Kommune bzw. Kommu-
nalverwaltung, die über die Beeinflussung
des Handelns anderer Akteure zu indirek-
ten Umweltwirkungen außerhalb der Ver-
waltung führen. Ziel war dabei, eine syste-
matische Herangehensweise zur Berück-
sichtigung von Umweltbelangen in den
verschiedenen umweltrelevanten Aufga-
ben- und Planungsbereichen, in denen die-
se Dienstleistungen erarbeitet werden, auf-
zuzeigen. Damit soll eine umfassendere
Gesamtplanung an die Stelle von systema-
tischen Einzelfallentscheidungen treten.

Hierzu wurde ein Vorgehen gewählt, das
sich aus folgenden Schritten zusammen-
setzte: Bestandsaufnahme, Zielsetzung und
Maßnahmenplanung. Regelmäßige Er-
folgskontrollen sollen zu einer größeren
Transparenz im umweltbezogenen Handeln

der Kommune beitragen. Die Arbeits-
schritte in dieser Phase des Modellprojekts
waren stärker prozeßorientiert als im Bau-
stein „Verwaltung / Kommune als Be-
trieb“. Deshalb war eine eindeutige Eintei-
lung in die Ablaufschritte der EMAS-VO
nicht immer möglich.

In den drei Modellkommunen wurden un-
terschiedliche Schwerpunkte gesetzt: In
Teningen als kleinster und überschaubarer
Gemeinde bezog sich die Umweltprüfung
und das Umweltprogramm auf alle um-
weltbezogenen Aufgabenbereiche der
Kommune. In den beiden größeren Mo-
dellstädten konnten nur Schwerpunktberei-
che exemplarisch untersucht werden: In
Ulm der Energiesektor, in Kehl der Ver-
kehrsbereich. Die unterschiedlichen
Schwerpunktsetzungen und Ausgangsbe-
dingungen in den Kommunen führten da-
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zu, daß auch die Durchführung teilweise
verschieden war.

Umweltprüfung

Die Durchführung der stoff- und wir-
kungsbezogenen Umweltprüfung in der
Kommune verlief in zwei Arbeitsschritten:
der Abfrage der vorliegenden Daten- und
Informationsgrundlagen sowie der Erar-
beitung von Indikatoren. Umwelt-
Indikatoren sind Kenngrößen für die besse-
re Erfassung, Beschreibung und Bewertung
der Umweltsituation.

Die Abfrage der vorliegenden Daten- und
Informationsgrundlagen ergab kein ein-
deutiges Bild bezüglich der Datenverfüg-
barkeit. Das heißt, allgemeingültige Aussa-
gen über die Datenverfügbarkeit in Kom-
munen bzw. eine Zusammenstellung der
gesetzlich vorgeschriebenen Datengrundla-
gen waren nicht ableitbar.

Für die Erarbeitung von Indikatoren wur-
de im Modellprojekt nach ausführlicher
Diskussion ein Umweltindikatoren-Set vor-
gelegt, das sich in Umweltbelastungs- und
Umweltzustandsdaten unterteilt. Die Um-
weltbelastungsdaten sind zusätzlich nach
den verschiedenen Handlungsbereichen
(z.B. Wasserversorgung oder Abfallpolitik)
gegliedert. Die Indikatorenliste ist als offe-
ner Vorschlag und Orientierungsrahmen zu
verstehen, aus dem sich die Kommunen
die für sie relevanten Größen zusammen-
stellen können.

Je nach Umweltsituation in der Kommune
ist eine verschiedene Schwerpunktsetzung
denkbar. Die Indikatorenliste ist im Praxis-
leitfaden enthalten. Zwei Beispiele: Als
Umweltbelastungsindikator für den Bereich
Wasserversorgung dient der Indikator
Wasserverbrauch, der in Litern pro Ein-
wohner gemessen wird. Beim Umweltzu-
stand ist beispielsweise die Nitratbelastung
ein Indikator für die Trinkwasserqualität.

Während der Durchführung des Modell-
projektes wurden von der LfU zwei weite-
re Indikatorensätze entwickelt: Die re-
gelmäßig erscheinenden „Umweltdaten
Baden-Württemberg“ enthalten zum er-
sten Mal einen Indikatorensatz von 16
Umweltindikatoren für die wichtigsten
Umweltprobleme.

Für die kommunale und regionale Ebene
wurde in einem Projekt von der For-
schungsstelle der evangelischen Studien-
gemeinschaft (FEST) ein Satz von insge-
samt 60 Nachhaltigkeitsindikatoren für
die Bereiche Ökonomie, Ökologie und
Soziales für die Stadt und den Kreis Hei-
delberg entwickelt.

Die managementbezogene Umweltprüfung
setzte sich aus den Arbeitsschritten einer
Abfrage durch Checklisten zur Bestands-
aufnahme der umweltbezogenen Manage-
mentstrukturen, des Zusammentragens der
vorhandenen Umweltziele/Maßnahmen
sowie Systematisierung der umweltbezo-
genen Dienstanweisungen und der Sich-
tung der vorhandenen umweltbezogenen
Konzepte in den ausgewählten Aufgaben-
bereichen zusammen.

Umweltmanagementsystem

Um die Etablierung von Strukturen zur
Berücksichtigung von Umweltaspekten in
den verschiedenen Aufgabenbereichen
sicherzustellen, setzte das Modellprojekt
auf zwei Ebenen an:

1. Einführung eines Umwelt-Controlling-
Systems

2. Einrichtung von themenbezogenen ver-
waltungsübergreifenden Arbeitskreisen.

Bestandteil des Umwelt-Controlling-
Systems ist eine regelmäßige Eigenkon-
trolle, die auf vier Ebenen ansetzt:

• Erfassung von Umweltzustand und
Umweltbelastungen in der Kommune
durch Indikatoren
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• Vollzugskontrolle des Maßnahmenpro-
gramms durch eine periodische Abfrage
der verschiedenen Ämter

• In größeren Verwaltungen die stichpro-
benartige Prüfung von einzelnen Pla-
nungen und Vorhaben auf Konformität
mit den Umweltleitlinien, den Umwelt-
zielen und dem Umweltprogramm

• Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit
über die Zufriedenheit mit der kommu-
nalen Umweltpolitik (z.B. Stadtteilbege-
hungen).

Ein weiterer Aspekt im Umweltmanage-
mentsystem der Verwaltung ist die ver-
waltungsübergreifende Zusammenarbeit.
Ein wesentlicher Schritt war die Einrich-
tung von Öko-Audit-Teams.

Das Beispiel Kehl

Die Übertragung des Öko-Audits auf den
politisch-administrativen Sektor wurde in
Kehl exemplarisch im besonders relevanten
Bereich der Verkehrsplanung durchgeführt.
Einerseits werden ca. 70% aller Luftschad-
stoffe vom Straßenverkehr emittiert, ande-
rerseits bedarf das mit der Durchführung
der Landesgartenschau im Jahr 2004 ver-
bundene Verkehrsaufkommen einer sorg-
fältigen Vorbereitung unter ökologischen
Gesichtspunkten.

Ziel des Projekts war es, insbesondere für
die Bereiche ÖPNV und Radwegenetz ein
Umweltprogramm mit konkreten Zielen
und Maßnahmen im Rahmen des kommu-
nalen Handlungsspielraums zu erarbeiten.
Dem hierzu eingesetzten Audit-Team
„Kommune als politischer Akteur“ gehör-
ten der Umweltdezernent, die Umweltbe-
auftragten, Vertreter der Planungsabteilung
und des Amtes für Öffentliche Ordnung an.
Seine Aufgaben waren die Durchführung
der Umweltprüfung (Erfassung der Mana-
gementstrukturen, Zusammenstellung und
Auswertung vorhandener Daten, Ermitt-
lung und Auswahl geeigneter Indikatoren
sowie Ermittlung von Verbesserungspo-

tentialen und Handlungsoptionen) und die
Erstellung des Umweltprogramms.

Vorteile waren:

• Stärkung ämterübergreifender Zusam-
menarbeit

• Zusammenführung und Systematisie-
rung der vorhandenen umweltrelevanten
Daten zur Verkehrsplanung

• Einigung auf relevante Planungspara-
meter/ Indikatoren in der Verwaltung

• Systematisierung der bisherigen Hand-
lungsansätze und Aufdecken von
Handlungslücken

• konzeptionell abgerundete Arbeitspla-
nung für die nächsten beiden Jahre.

Die erarbeiteten Vorschläge für das Um-
weltprogramm betreffen neben lokalen
auch regionale oder grenzüberschreitende
Maßnahmen zur Verbesserung des ÖPNV
und des Radwegenetzes. Als übergeord-
nete Ziele wurden die Verringerung der
Luft- und Lärmbelastung sowie des Flä-
chenverbrauchs durch den Verkehr aber
auch die Kaufkraftbindung an den Stadt-
kern definiert. Das Umweltprogramm soll
als Rahmenplan verabschiedet werden.
Geplant ist, in zweijährigem Rhythmus
einen Bericht „Umwelt und Verkehr“ zu
erstellen und zu veröffentlichen. Als
Grundlage hierfür dient die erstellte Indi-
katorenliste. Das Audit-Team wird als „Ar-
beitskreis Verkehr“ weiterhin fortbestehen
und damit institutionalisiert. Weiterhin be-
steht die Option für eine Erweiterung des
Arbeitsfeldes um andere Gebiete.

Wichtige Erkentnisse

Das in den Modellkommunen gewählte
Vorgehen zur Berücksichtigung von Um-
weltschutzaspekten bei den umweltrele-
vanten Planungen bzw. Dienstleistungen
hat sich als sinnvoll erwiesen. Der syste-
matische Ansatz des Öko-Audits ist geeig-
net, um die vorhandenen Konzepte und
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Planungen zu durchleuchten und damit
Optimierungspotentiale auszuschöpfen.

Im Laufe des Modellprojektes ergab sich
dabei eine Verschiebung des Schwerpunkts
von Politik- und Kommunikationsstruktu-
ren in der Kommune in Richtung Um-
weltmanagement in der Verwaltung. Diese
Verschiebung liegt u.a. in der Erkenntnis
begründet, wie stark die Management-
strukturen in der Verwaltung das Arbeits-
ergebnis bestimmen. Die Verbesserung der
Zusammenarbeit und die Schaffung einer
höheren Transparenz ist der erste Schritt,
bevor die politische Ebene einbezogen
wird. Zunächst stehen vorwiegend Sach-
fragen im Mittelpunkt des Interesses. Die
politischen Gremien sollten dann die im
nächsten Schritt ansetzenden politischen
Schwerpunktsetzungen vornehmen. Eine
derartige Aufgabentrennung zwischen Po-
litik und Verwaltung ist jedoch in vielen
Kommunen nicht realisiert. Dies würde
strukturelle Änderungen erfordern, wobei
sich jedoch die Frage stellt, ob das Öko-
Audit für diese Art von Fragestellungen

überhaupt geeignet ist. Es dürfte vielmehr
Aufgabe der Verwaltungsreform sein.

Fazit:

Das Modellprojekt zeigte, daß das Öko-
Audit für den untersuchten Schwer-
punkt „Kommune als umweltpolitischer
Akteur“ ein wichtiges Untersuchungsin-
strument sein kann. Allerdings ist dies
in größeren Kommunen nur in Schwer-
punktbereichen möglich. Einzelne Ele-
mente und Schritte des Öko-Audits sind
sinnvolle Untersuchungs- und Verbes-
serungsinstrumente. Als in sich ge-
schlossener Prüfungs- und Optimie-
rungsprozeß ist das Audit allerdings mit
dem komplexen und sehr weitreichen-
den Gegenstand kommunaler Politik
oder Politikbereiche überfordert. Da
auch hinsichtlich der Frage von Produk-
ten und indirekten Umweltauswirkun-
gen einer Verwaltung noch erheblicher
Klärungsbedarf besteht, sollte das Öko-
Audit als in sich geschlossener Prozeß
vorerst nur auf Verwaltungen angewen-
det werden.

6.3 Kommunikation und Beteiligung

Wesentlicher Schwerpunkt dieses Bau-
steins war die Untersuchung, wie Kommu-
nen die Bürger informieren und beteiligen.
Dazu wurden über die drei Modellkommu-
nen hinaus durch ein Rundschreiben des
Städtetages Baden-Württemberg auch
weitere Kommunen einbezogen.

Die Gemeindeordnung von Baden-Würt-
temberg sieht folgende Formen der Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern vor:

• Öffentliche Sitzungen des Gemeindera-
tes bzw. der Ausschüsse

• Bürgeranträge, um Sachverhalte im
Gemeinderat behandeln zu lassen

• Mitwirkung der Bürger/innen in Vertre-
tungskörperschaften bzw. Ausschüssen

• Bürgerbegehren

• Bürgerentscheid sowie

• fakultativ Bürgerversammlung

Hinzu kommen die Beteiligungen im Rah-
men gesetzlicher Regelungen auf Bundes-
und Landesebene wie Planfeststellungsver-
fahren, Zulassungsverfahren mit UVP,
Verwaltungsverfahren, Verfahren des Bau-
gesetzbuches oder Verfahren des Natur-
schutzrechts.

Kommunen sollten für ihre Konzeption der
Öffentlichkeitsarbeit zwei Aspekte unter-
scheiden:

1. Die periodische Umweltinformation zur
regelmäßigen Information der Bürger/-
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innen über den Umweltschutz in der
Gemeinde

2. Die situationsbezogene Umweltinfor-
mation in Abhängigkeit von bestimmten
Anlässen oder Vorhaben der Kommu-
nalpolitik.

Interessant sind die Ergebnisse des Mo-
dellprojektes vor allem auch für die sich
intensivierende Diskussion um eine
„LOKALE AGENDA 21“. Die „AGENDA
21“, das auf der Konferenz für Umwelt und
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro be-
schlossene weltweite Aktionsprogramm für
eine nachhaltige Entwicklung, nennt einer-
seits die Kommunen als wichtige Umset-
zungsebene und fordert andererseits eine
umfassende Beteiligung von Öffentlichkeit
und gesellschaftlichen Gruppen.

Unter diesem Aspekt ist vor allem interes-
sant, wie die Gemeinden Bürger und ge-
sellschaftliche Gruppen an Willensbil-
dungsprozessen beteiligen. Beispiele aus
dem Modellprojekt und der Umfrage sind:

• In Teningen gibt es seit über 20 Jahren
einen Umweltarbeitskreis, dessen 20
Mitglieder vom Bürgermeister berufen
werden. Themen werden von Fall zu
Fall entschieden, die Treffen finden alle
zwei Monate statt. Ziel ist die bessere In-
formation, der Interessenausgleich in
Konfliktfällen sowie auch die praktische
Naturschutzarbeit im Gelände.

• In Kehl arbeiten beratende Ausschüsse
zu vielen Themen wie Radwege, Stadt-
entwicklung, Stadtbussystem oder offe-
ne Jugendarbeit. Die Gemeindeordnung
Baden-Württemberg nennt diese bera-
tenden Ausschüsse als eine Möglichkeit,
um ehrenamtliche und sachkundige
Einwohner/innen einzubinden. In Kehl
wird diese Möglichkeit genutzt, um die
Bürger kontinuierlich am Prozeß der
Kommunalentwicklung zu beteiligen.

• In Ulm werden offensiv verschiedenste
Anlässe genutzt, um mit unterschied-

lichsten Öffentlichkeiten ins Gespräch
zu kommen und sie zur Beteiligung auf-
zufordern. Beispiele sind das Innen-
stadtforum 1994, die Verkehrsentwick-
lungsplanung Ulm - Neu-Ulm 1995, das
Solarjahr 1996, laufende Prozesse wie
die Umweltplanung 1997, die lokale
Agenda ULM 21 und die Zukunftswerk-
statt ULM 2000.

• In Schramberg fand im Rahmen der
Entwicklung eines Leitbildes eine inten-
sive Beteiligung statt. Zur einleitenden
Bürgerversammlung wurden neben der
Öffentlichkeit auch 1.200 Bürgerinnen
und Bürger gezielt eingeladen. Die Dis-
kussion gab weitreichende Anregungen
und auch den Anstoß, in Arbeitsgrup-
pen den Prozeß der Leitbild-Findung
anzugehen. So entstanden aus dieser
Versammlung heraus fünf Bürgerar-
beitskreise, in denen in den darauffol-
genden drei Jahren etwa 200 Bürgerin-
nen und Bürger die kommunalen Leit-
bilder entwickelt haben.

• In Filderstadt wurde der Prozeß des
„Filder STEP 2020“ gemeinsam vom
Stadtplanungsamt und Volkshochschule
angegangen. Im Mittelpunkt standen je-
doch die Bürgerinnen und Bürger. Alle
Interessierten wurden öffentlich dazu
aufgerufen, in fünf verschiedenen Pro-
jektgruppen (Jugend/ Kultur/ Soziales,
Verkehr, Ökologie und Landwirtschaft,
Arbeiten und Wohnen sowie Flächen-
nutzung) ihr Meinungen, Wünsche und
Optionen zur weiteren Entwicklung Fil-
derstadt und der Filder unter fachlicher,
neutraler Anleitung fundiert zu formulie-
ren. In den Projektgruppen arbeiteten
rund 100 aktive Teilnehmer neun Mo-
nate mit.

Darüber haben sich noch Horb, Ostfildern,
Bad-Dürrheim, Tübingen, Oberstenfeld
und Laufenburg/Baden an der Umfrage
beteiligt und ihre Ansätze und Beispiele
aufgezeigt.
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Im Rahmen einer „Lokalen Agenda 21“
bekommt das Thema der Information
und Beteiligung der Öffentlichkeit eine
zentrale Rolle.

Eine erste Untersuchung lokaler Agenda-
Prozesse für die Landesanstalt für Um-
weltschutz und das Umwelt- und Ver-
kehrsministerium Baden-Württemberg
durch das IFEU-Institut zeigte, daß völlig
verschiedene Wege beschritten werden.

Da sich die Bürgerbeteiligung - das Zu-
sammenspiel zwischen Politik, Verwal-
tung und Bürgern - als wichtiges und
schwieriges Element lokaler Agenda-
Prozesse erwiesen hat, wird sich ein wei-
teres Projekt mit diesem Thema befassen.

Fazit:

Das Modellprojekt zeigte, daß der
Schwerpunkt Öffentlichkeit für das
Öko-Audit selber wesentlich weniger
zentral ist, als das vorwiegend intern
ausgerichtete Managementsystem, bei
dem allerdings die interne Kommunika-
tion und Motivation eine zentrale Rolle
spielt.

Die Untersuchungen ergaben, daß so-
wohl Kommunen als auch Bürgerinnen
und Bürger die gesetzlich möglichen
Beteiligungsformen nicht vollständig
ausschöpfen. Die erfaßten Beispiele zei-
gen, wie Bürgerinnen und Bürger um-
fassend an der kommunalpolitischen
Willensbildung beteiligt werden können.
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7. Das Öko-Audit als Baustein einer LOKALEN AGENDA 21

Das 1992 auf der Konferenz für Umwelt
und Entwicklung beschlossene weltweite
Aktionsprogramm für eine nachhaltige
Entwicklung, die „AGENDA 21“ nennt in
Kapitel 7 zur Förderung einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung als Maßnahme u. a.
die Verbesserung des städtischen Um-
weltmanagements. Der „Lissabonner Akti-
onsplan“, der auf der Zweiten Europäi-
schen Konferenz zukunftsbeständiger
Städte und Gemeinden 1996 beschlossen
wurde, fordert die Einführung von Um-
weltmanagement- und Audit-Verfahren in
den Kommunen als Planungsinstrumente
auf dem Weg zur Zukunftsfähigkeit.

Mit dem Umweltmanagementsystem ist
auch das zentrale Element des kommuna-
len Öko-Audits genannt. Die Durchführung
des Öko-Audits in Verwaltungen ist damit
ein wichtiger Baustein für eine umfassende
LOKALE AGENDA 21. Es ermöglicht die
Integration von Umweltzielen in die Ent-
scheidungsfindung auf der Politik-, Pla-
nungs- und Managementebene, was die
AGENDA 21 als wesentliches Anliegen
nennt.

Das Öko-Audit trägt wesentlich zur Redu-
zierung des Ressourcenverbrauchs und der
Umweltauswirkungen durch die Verwal-
tung bei. Erste Erfahrungen mit dem Öko-
Audit zeigen, daß hier deutliche Einspa-
rungen geleistet werden können. Ferner
schafft das Öko-Audit Managementstruk-
turen, die den Umweltschutz in der ge-
samten Verwaltung verankern.

Die Kommune kann durch die Einführung
des Öko-Audits Nachhaltigkeit in dem Be-
reich durchsetzen, für den sie direkte Ver-
antwortung trägt. Sie ist für eine Vielzahl
von Liegenschaften, Einrichtungen und
Betrieben verantwortlich, die dadurch um-
weltverträglich ausgerichtet werden kön-
nen. Ferner nimmt die Kommune für die
Entwicklung einer LOKALEN AGENDA

21 eine wichtige Vorbildfunktion wahr.
Der „Lissabonner Aktionsplan“ fordert von
den Kommunalverwaltungen, die treibende
Kraft in einem LOKALEN AGENDA-21-
Prozeß zu sein.

Darüber hinaus zeigte das Beispiel Ulm im
Rahmen des Modellversuchs, wie das Öko-
Audit einen zweiten wichtigen Beitrag zur
LOKALEN AGENDA 21 leisten kann: Das
Kapitel 28 der AGENDA 21 fordert die
Kommunalverwaltungen auf, in einen
Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen Organi-
sationen und der Privatwirtschaft einzutre-
ten. Für die Privatwirtschaft - die hier als
einzige Gruppe explizit genannt wurde -
wird im Umweltmanagement eine Schlüs-
seldeterminante für eine nachhaltige Ent-
wicklung gesehen. Hierzu sollen Umwelt-
betriebsprüfungen und ECO-Audits durch-
geführt werden (AGENDA 21, Kapitel 30).
Die Kommunen sollten das Öko-Audit als
Verbindungsstück nutzen, um den Dialog
und die Kooperation mit der Wirtschaft als
einer zentralen Zielgruppe durchzuführen.

Im Rahmen des Modellversuchs organi-
sierte das Amt für Stadtökologie und Um-
weltplanung in Ulm als erste Maßnahme
zusammen mit der IHK und der Hand-
werkskammer eine Veranstaltung für Ul-
mer Firmen „Öko-Audit in der Modellstadt
- Förderung für Unternehmen“. Bei diesem
Treffen wurde über das Modellprojekt und
das Angebot einer kostenlosen Kurzbera-
tung für Ulmer Firmen zum Aufbau eines
Umweltmanagementsystems sowie über
Förderungsmöglichkeiten berichtet. Ein
Erfahrungsbericht eines bereits zertifizier-
ten Unternehmens unterstrich die Vorteile
des Öko-Audits. Im Anschluß an diese
Veranstaltung führte das Amt für
Stadtökologie und Umweltplanung zu-
sammen mit Beratern kostenlose Kurzbe-
ratungen zum Aufbau eines Umweltmana-
gementsystems durch. Als dritter Schwer-
punkt wurde in Zusammenarbeit mit dem
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Deutschen Hotel- und Gaststättenverban-
des (DEHOGA) zur Förderung des Um-
weltschutzes im Hotel- und Gaststättenge-
werbe in Ulm ein Seminar „Umweltschutz
im Hotelgewerbe“ organisiert.

Auch in einem dritten Aspekt kann das
Öko-Audit Hilfestellung für die Durchfüh-
rung einer LOKALEN AGENDA 21 lei-
sten. Die Erfahrungen des Bausteines
„Kommune als umweltpolitischer Akteur“
im Modellprojekt zeigten, daß einzelne
Elemente der EMAS-VO hilfreiche Instru-
mente zur Strukturierung komplexer po-
litischer Prozesse sind. Ähnliche Hilfestel-
lung kann das Öko-Audit zur Strukturie-
rung eines LOKALEN-AGENDA-Prozeß
leisten. Ablauf und Struktur des
AGENDA-Prozesses sind nicht näher fest-
gelegt und müssen in den Kommunen
selbst entwickelt werden.

Im Rahmen des „PLENUM“-Projekts
wurden das Öko-Audit als Hilfsmittel zur
Festlegung einer nachhaltige Entwicklung
genutzt. Die Gemeinden beschlossen Um-
weltleitlinien für die Kommune als politi-
scher Akteur. Die Stadt Isny bekennt sich
darin ausdrücklich zu ihrer Verantwortung,
für künftige Generationen und zur Idee der
nachhaltigen Entwicklung. Die Stadt Leut-
kirch nennt als Handlungsgrundsätze ein
größtmögliches Maß an Bürgerbeteiligung
und eine kontinuierliche Verringerung des
Ressourcenverbrauchs.

Fazit:

Das Öko-Audit liefert wichtige Beiträge
für eine LOKALE AGENDA 21. Ein
Öko-Audit in der Verwaltung ist ein

wichtiger Baustein, da die Gemeinde so
in ihrem eigenen Verantwortungsbe-
reich eine nachhaltige Entwicklung för-
dern kann. Ferner bietet das Öko-Audit
die Möglichkeit, mit der Privatwirt-
schaft zu kooperieren. Außerdem kön-
nen Elemente und Schritte des Öko-
Audits zur Strukturierung und Systema-
tisierung des LOKALEN-AGENDA-
Prozesses beitragen.

Eine von UVM und LfU Baden-
Württemberg beauftragte Pilotstudie
zeigt, wie besonders für kleine Gemein-
den das Öko-Audit zur Durchführung
einer LOKALEN AGENDA 21 wertvolle
Hilfestellung bietet. Das Alpenfor-
schungsinstitut (AFI) hat im Rahmen des
Gemeindenetzwerks „Allianz in den Al-
pen“ die Vorgehensweise des Öko-Audits
mit den elementaren Schritten der Um-
weltpolitik, der Umweltprüfung, des Um-
weltprogramms, des Umweltmanage-
mentsystems und der Einrichtung von
Audit-Teams zur Entwicklung einer
LOKALEN AGENDA 21 eingesetzt. Die
Vorgehensweise hat sich als zielführend
erwiesen und bewährt. Durch die über-
sichtliche, logische und systematische
Folge der einzelnen Arbeitsschritte
konnten in allen Gemeinden innerhalb
eines Jahres gute Ergebnisse erzielt und
sehr konkrete Maßnahmenkataloge erar-
beitet werden.
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8. Aufwand und Nutzen: Das Öko-Audit rechnet sich

Genaue Angaben über Kosten und Nutzen
des Öko-Audits sind nur sehr schwer mög-
lich.

Dies zeigt die vom Umweltgutachteraus-
schuß Ende 1996/Anfang 1997 durchge-
führte Unternehmensbefragung, die die
Bundesregierung im Anhang der Erweite-
rungsverordnung für das Öko-Audit zitiert.
Die Umfrage wertete 398 der seinerzeit ca.
465 registrierten Betriebsstandorte aus. Zu
beachten ist einerseits, daß sich bisher in
der gewerblichen Wirtschaft eher mittlere
und größere Standorte beteiligten. Ande-
rerseits weisen die betrieblichen Abläufe im
gewerblichen Bereich einen höheren Grad
an Komplexität auf, als die des nicht-
gewerblichen Bereichs. Außerdem zeigt die
große Spannbreite, daß neben der Größe
auch die geleisteten Vorarbeiten und ande-
re Faktoren zu völlig unterschiedlichen
Voraussetzungen führen.

Nach der Umfrage schwankten die Kosten
für die Einführung eines Umweltmanage-
mentsystems zwischen 6.000 und 800.000
DM, der Mittelwert lag bei 102.241 DM,
wobei die Kosten für zwei Drittel der
Standorte unter 100.000 DM betrugen, bei
41% lagen sie unter 50.000 DM. Daneben
entstehen Kosten für die Registrierung des
Standortes und im Abstand von drei Jahren
wiederkehrende Kosten für die Validierung
durch den Umweltgutachter. Die Kosten
für die Registrierung eines Standorts kön-
nen die Kammern im Rahmen ihre Sat-
zungsautonomie bestimmen. Sie lagen
nach der Unternehmensbefragung zwi-
schen 20.- und 5.000 DM, wobei der Mit-
telwert 1.046 DM betrug. Die Kosten für
die Validierung durch Umweltgutachter in
der gewerblichen Wirtschaft schwanken
zwischen 1.500 und 126.000 DM, wobei
der Mittelwert bei 15.675 DM lag. Die er-
zielten Einsparungen werden leider nicht
genannt. 81% der befragten Unternehmen
gaben an, daß sich der Aufwand insgesamt

gelohnt habe. Der Zeitaufwand wurde hier-
bei nicht genannt.

Zeitaufwand

Das Modellprojekt zeigte, daß der Zeitauf-
wand nach Verwaltungsgröße, den gelei-
steten Vorarbeiten besonders hinsichtlich
der Datenerfassung und den personellen
Kapazitäten sowie der hierbei geleisteten
Zuarbeit stark auseinanderfällt. Hinzu
kommt der Charakter des Pilotprojektes,
der durch externe Hilfeleistungen nur
schwer genaue und verallgemeinbare Aus-
sagen über den Zeitbedarf der Kommunen
zuläßt.

Für das Modellprojekt waren drei Kom-
munen unterschiedlicher Größenordnung
ausgewählt worden: Ulm mit 110.000 Ein-
wohnern, Kehl mit 32.000 Einwohnern und
Teningen mit 13.000 Einwohnern. Durch
die Modellkommunen wurde der benötigte
Zeitaufwand für die einzelnen Arbeits-
schritte folgendermaßen bestimmt:

• Ulm und Teningen benötigten für die
Umweltleitlinien zwei Tage, in Kehl wa-
ren samt interner Abstimmungsprozesse
drei Wochen erforderlich.

• Die stoffbezogene Umweltprüfung
konnte in Teningen in zweieinhalb Wo-
chen durchgeführt werden, wozu noch
externe Hilfestellung von 1-2 Wochen
kommt. Kehl benötigte fünfeinhalb und
Ulm sechs bis sieben Monate. Dabei ist
für Ulm zu beachten, daß ca. 80% der
Daten manuell erfaßt und ausgewertet
werden mußten.

• Für die managementbezogene Umwelt-
prüfung waren zwischen einer (Tenin-
gen und Ulm) und drei Wochen (Kehl)
erforderlich. Allerdings müssen hier bei
allen Schritten relativ lange Umlaufzei-
ten bei Umfragen einkalkuliert werden,
die in Ulm ca. drei Monate betrugen.

• Die Umweltrechtsprüfung dauerte zwi-
schen ein und vier Tagen.
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• Für das Umweltmanagement waren in
Teningen (Festlegung von Maßnahmen
zum Aufbau)eine Woche und in Kehl
(inklusive der Erstellung des Umwelt-
management-Handbuches, wobei dieser
Schritt besonders zeitintensiv war) elf
Wochen zu veranschlagen.

• Die Vorbereitungsphasen dauerten zwi-
schen einer und drei Wochen, für die
Motivationsarbeit wurden lediglich eini-
ge Tage aufgewendet. Der Modellver-
such zeigt, daß dies viel zu wenig ist.

Exakte und  allgemein gültige Aussagen
über den Zeitaufwand sind damit nicht
möglich, lediglich einige Eckpunkte können
gegeben werden. Besonders für die stoff-
bezogene Prüfung ist durch die aufwendige
Datensammlung bzw. Erhebung sehr viel
Zeit zu veranschlagen. Dies gilt für eine
Ersterhebung, bei nachfolgenden Prüfun-
gen relativiert sich dieser Aufwand spürbar.

Es empfiehlt sich generell, zur besseren
Kontrolle den Zeitaufwand immer regel-
mäßig zu erfassen.

Beispiel Teningen: Das Audit lohnt
sich

Aussagen über den Nutzen des Öko-Audits
sind erst dann einigermaßen umfassend
möglich, wenn die ersten Maßnahmen des
Umweltprogramms und des Umweltmana-
gementsystems greifen. Das heißt, das
Verhältnis von Kosten und Nutzen sowie
erzielte Einsparungen und Verbesserungen
werden erst dann insgesamt sichtbar. Al-
lerdings kann schon die erste Umweltprü-
fung zu Erfolgen führen.

Das Beispiel Teningen zeigt, wie dies zu
Einsparung von Ressourcen und Geld bei
der Untersuchung der gemeindeeigenen
Gebäude führte:

• Beim Abfall konnten 19.000 DM einge-
spart werden.

 Dies machte die Reduzierung des Ge-
fäßvolumens bei der grauen Restmüll-
tonne in gemeindeeigenen Einrichtun-
gen möglich. Dabei konnten bei einzel-
nen Gebäuden bis zu 64% des Ge-
fäßvolumen und bis zu 60% der Kosten
eingespart werden.

• Bei den Reinigungsmitteln konnte der
Bedarf um ein Drittel gesenkt werden.

 Dies ermöglichte eine komplette Über-
arbeitung der Reinigungspläne, eine
EDV-mäßige Erfassung der Lagerbe-
stände sowie der Zu- und Abgänge, der
kontrollierte Einsatz von Reinigungs-
mitteln durch Dosierpumpen und Ge-
spräche mit dem Reinigungspersonal.

• Beim Energieverbrauch konnten bei der
Straßenbeleuchtung rund 70.000 KW
eingespart werden, was dem Stromver-
brauch von zwei Schulen entspricht.
Das bedeutet eine Kostenreduzierung
von 18.000 DM. Eine weitere Reduktion
ist zu erwarten.

 Dies machte die Neuzuordnung von
halb- und ganznächtig geschalteten
Straßenlampen durch die systematische
Aufarbeitung der gewonnenen Daten-
grundlage möglich.

• Ferner konnte der Wärmebedarf für die
gemeindeeigenen Gebäude erheblich re-
duziert werden.

 Neben Sanierungsarbeiten in einem
Schul- und Sportzentrum bzw. einem
Freibad waren dabei besonders eine
Verbesserung der technischen Anlagen-
sicherung in den Gebäuden, die EDV-
Erfassung sowie Hausmeister-
Schulungen und Zuständigkeitsanwei-
sungen ausschlaggebend.

Darüber trägt die erste Umweltprüfung zu
einer Strukturierung und Systematisierung
der Daten bei. Dies wurde von den drei
Kommunen im Rahmen des Modellpro-
jekts besonders hervorgehoben.
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Das Öko-Audit als Optimierungsin-
strument

Über dem schwer bestimmbaren Kosten-
/Nutzenaspekt sollen nochmals Vorteile
des Öko-Audits als Untersuchungs- und
Verbesserungsinstrument für kommunale
Einrichtungen hervorgehoben werden:

Das Öko-Audit ist ein strukturierter, zeitlich
begrenzter und ergebnisorientierter Prozeß
mit einem sichtbaren Resultat. Es unter-
gliedert sich in genau definierte Schritte
und Maßnahmen, die als Einzelschritte
bereits erkennbare und dokumentierte Zwi-
schenergebnisse bringen:

• Die Festlegung ökologischer Leitlinien
und Handlungsgrundsätze für die Ver-
waltung (Umweltleitlinien)

• Ein umfassender Öko-Check der Ver-
waltung und Erkennung von Schwach-
stellen, ferner die Schaffung einer guten
Datengrundlage (Umweltprüfung)

• Konkrete Verbesserungen, indem die
erkannten Schwachstellen durch ver-
bindlich festgelegte Maßnahmen beho-
ben werden (Umweltprogramm)

• Schaffung entsprechender Strukturen
und Verantwortlichkeiten, von klaren
Zuständigkeiten und einer besseren Ko-
ordination zur Verbesserung des Um-
weltschutzes (Umweltmanagement-
system)

• Eine knappe Information der Öffent-
lichkeit (Umwelterklärung).

Ein weiterer Vorteil des Öko-Audit-
Prozesses ist die vorgeschriebene ständige
Wiederholung mindestens alle drei Jahre.
Sie führt zu kontinuierlichen Verbesserun-
gen und Fortentwicklungen.

Daß sich das Öko-Audit rechnet, verdeut-
licht das Beispiel der Stadtwerke Karlsruhe.
Auch die ersten Erfahrungen in Teningen
zeigen, daß der Nutzen die Kosten über-
wiegt. Über den reinen Geldaspekt sollte

die Verbesserung durch das Öko-Audit für
die gesamte Verwaltung gesehen werden.

Es kann die Weichen für eine ökologische
Ausrichtung einer gesamten Verwaltung
stellen. Über die Umweltämter hinaus wer-
den Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie
andere Fachämter in diese Aufgabe einbe-
zogen.

Stadtwerke Karlsruhe:
Das Öko-Audit rechnet sich

Die Stadtwerke Karlsruhe (Versorgungs-
betriebe mit 1994 ca. 1.250 Mitarbeitern)
waren einer der ersten zertifizierten
kommunalen Eigenbetriebe in Deutsch-
land. Im April 1996 erfolgte die Regi-
strierung der beiden Heizkraftwerke im
Standortregister. Der gesamte Öko-Audit-
Prozeß dauerte insgesamt 15 Monate.
Für den Arbeitsaufwand waren ca. zwei
Personenjahre bzw. fünfhundert Perso-
nentage zu veranschlagen. Dies bedeutet
bei rund 4.200 Arbeitsstunden à 75 DM
einen Aufwand an internen Kosten in
Höhe von etwas über 300.000 DM. Hinzu
kommen externe Kosten für Gutachter,
Druckkosten der Umwelterklärung sowie
die Registrierungsgebühren in Höhe von
insgesamt ca. 35.000 DM. Damit entstan-
den Gesamtkosten in Höhe von rund
350.000 DM.

Diesen Kosten steht ein erheblicher Nut-
zen gegenüber. Bereits mit der Datener-
hebung selbst ließen sich betriebswirt-
schaftliche und organisatorische Vorteile
erzielen. So bilden beispielsweise die
kompletten Listen für Grundstücke, Ge-
bäude und Lager eine in dieser Form
bislang nicht verfügbare Arbeitsgrundla-
ge. Ferner wurde das Umweltmanage-
mentsystem aktualisiert, vervollständigt
und im Betrieb verankert.

Der finanzielle Nutzen wird erst durch die
Umsetzung des Umweltprogramms deut-
lich, das auf Vorschlägen der ca. 20 am
Projekt beteiligten Mitarbeiter/innen pas-
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siert. Aus ihren 150 Ideen wurden 47
Einzelprojekte mit Hilfe eines Bewer-
tungsschlüssels ausgewählt. Für rund
60% dieser Maßnahmen ist ein positives
Kosten-Nutzen-Verhältnis zu erwarten.
Für eine dieser 47 Maßnahmen des Um-
weltprogramms liegen inzwischen kon-
krete Zahlen vor. Allein die Umsetzung
einer Maßnahme, die Aufbereitung von
Bodenaushub (Altsand) bringt eine Ein-
sparung von jährlich mehreren hundert-
tausend DM.

Das Umweltmanagementsystem hilft, fal-
sche Grenzen zu überwinden, zersplitterte
Zuständigkeiten zusammenzuführen und

einzelne Fachprogramme besser zu bün-
deln. Dies gilt sowohl für medienbezogene
Programme aus dem Umweltbereich als
auch für die Weiterentwicklung zur Nach-
haltigkeit.

Fazit:

Das Öko-Audit ist nicht nur gut auf
Kommunen übertragbar, sondern bildet
auch ein effektives Instrument zur öko-
logischen Untersuchung und Verbesse-
rung  kommunaler Verwaltungen. Schon
Einsparungen durch die erste Umwelt-
prüfung zeigen: das Öko-Audit lohnt
sich.
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9. Entwicklung eines praktikablen Standortbegriffs

Wie in Kapitel 3 bereits erläutert, hängt die
Übertragung der EMAS-VO auf Kommu-
nen und Verwaltungen wesentlich von der
Entwicklung eines praktikablen Standort-
begriffs ab. Die EMAS-VO definiert in
Artikel 2 den Standort als „das Gelände,
auf dem die unter der Kontrolle eines Un-
ternehmens stehenden gewerblichen Tätig-
keiten an einem bestimmten Standort
durchgeführt werden ...“.

Bei der Übertragung auf Kommunen und
Verwaltungen sollten zwei Hauptkriterien
für die Entwicklung einer Standortdefiniti-
on beachtet werden:

1. Effektivität

Trägt das Öko-Audit zur Schaffung effekti-
ver Strukturen und Abläufe bzw. zur konti-
nuierlichen Verbesserung des Umwelt-
schutzes in Verwaltungen bei? Konkret:
Wird ein funktionsfähiges Umweltmana-
gementsystem eingerichtet?

Mit den Erfahrungen des Modellprojekts
wurde die zentrale Rolle des Umweltmana-
gementsystems für ein erfolgreiches Audit-
Verfahren deutlich. Deshalb muß dieser
Aspekt besonders beachtet werden.

2. Praktikabilität

Ist das Öko-Audit mit einem vertretbaren
Aufwand und Kosten/Nutzenverhältnis für
die Kommunen durchführbar?

Der letzte Punkt bezieht sich auf die Viel-
zahl von Liegenschaften, die in den Kom-
munen vorhanden sind. Im Modellprojekt
weist Kehl mit 32.000 Einwohnern 64 sol-
cher Liegenschaften auf. Dies macht deut-
lich, daß besonders für mittlere und große
Kommunen ein rein liegenschafts- bzw.
gebäudebezogener Standortbegriff nicht
praktikabel ist. Von Kommunen mit vielen
Liegenschaften und Gebäuden kann nicht
erwartet werden, jede einzelne einem eige-

nen Öko-Audit zu unterziehen. Erschwe-
rend kommt hinzu, daß Ämter oft auf viele
Liegenschaften verstreut sind. Selbst in
einer Kleinstadt wie Teningen mit 13.000
Einwohnern ist der Bauhof räumlich auf
zwei Standorte verteilt.

Und anders herum: Im selben Gebäude
bzw. derselben Liegenschaft sind oft völlig
verschiedene Ämter anzutreffen. Auf der
anderen Seite haben viele dieser Einzel-
einrichtungen überhaupt nicht die Kompe-
tenzen, um beispielsweise die im Umwelt-
programm festgelegten Maßnahmen zur
Verbesserung der erkannten Schwachstel-
len selbst anzugehen. Dies machte im Mo-
dellprojekt die untersuchte Schule in Ulm
deutlich. Außerdem schaffen viele Einze-
laudits kein effizientes Umweltmanage-
mentsystem für die Verwaltung insgesamt.
Es besteht die Gefahr vieler einzelner zer-
splitterter Umweltmanagement-Elemente
mit zahlreichen Doppelzuständigkeiten und
Unübersichtlichkeiten.

Das Modellprojekt hat deswegen die ge-
samte Verwaltung als Standort definiert
und sich dabei mehr an der Einheitlichkeit
des Umweltmanagementsystems als an
räumlichen Grenzen ausgerichtet. Wie in
Kapitel 3 beschrieben, erfolgte die Unter-
gliederung der Verwaltung aufgaben- bzw.
akteurbezogen, wobei besonders die zentral
organisierten Querschnittsaufgaben wie
Beschaffung oder Energiemanagement
betrachtet wurden.

Im Rahmen des „PLENUM“-Projekts
wurden standortbezogen Rathäuser oder
Bauhöfe geprüft, wobei in den beiden Mo-
dellgemeinden Isny und Leutkirch jeweils
ein übergreifendes Umweltmanagementsy-
stem gebildet wurde. Dieser Ansatz kann in
kleinen Gemeinden oder in Einzelfällen
durchweg sinnvoll sein.

Die von der Bundesregierung beschlossene
Erweiterungsverordnung hält am bisheri-
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gen Liegenschaftsbegriff fest. Gleichzeitig
wird allerdings zur Zeit auf europäischer
Ebene die EMAS überarbeitet. Erste Vor-
entwürfe zeigen, daß dabei eine starke
Tendenz hin zum Organisationsbegriff der
ISO 14001 festzustellen ist. Dort wird als
Organisation eine „Gesellschaft, Körper-
schaft, Betrieb, Unternehmen, Institution
oder Kombination oder Teil davon“ ge-
prüft. Die ISO 14001 ist eine weltweit gülti-
ge Industrienorm für Umweltmanage-
mentsysteme, die nach der EMAS veröf-
fentlicht wurde. Im April 1997 hat die EU-
Kommission die ISO 14001 für Umwelt-
managementsysteme anerkannt. Gleichzei-
tig wurde verdeutlicht, welche Elemente
zur ISO 14001 hinzugefügt werden müs-
sen, um nach der EG-Öko-Audit-
Verordnung zertifiziert werden zu können.
Dies betrifft besonders die kontinuierliche
Verbesserung des betrieblichen Umwelt-
schutzes in der beschlossenen Umweltpoli-
tik, die Vorlage einer Umwelterklärung und
die Umweltbetriebsprüfung. Ansonsten
sind die Anforderungen der beiden Nor-
men weitestgehend gleich. Erfahrungen
zeigen, daß gleichzeitig nach ISO 14001
und EMAS vorgegangen werden kann.

Im Dezember 1997 hat die Stadt Rheinau
als erste Kommune ein Zertifikat nach
ISO 14001 durchlaufen. In insgesamt 9
Monaten wurde die Verwaltung der
10.000 Einwohner umfassenden Kom-
mune von der Firma „Weber-
Ingenieure“ nach den Anforderungen
der ISO 14001 geprüft. Interessant dabei
ist, daß auch gleichzeitig die Anforde-
rungen der EMAS erfüllt wurden. Das
zeigt, daß ein standortübergreifender
Untersuchungsansatz für die gesamte
Verwaltung gut möglich ist.

Den Kommunen wird damit sowohl durch
die EU-Entscheidung als auch die prakti-
zierte Einführung der ISO 14001 in Rhein-
au ein gangbarer Weg gewiesen, solange
die EMAS auf europäischer Ebene überar-
beitet wird:

Sinnvolle Untersuchungseinheiten nach
dem Organisationsbegriff der ISO 14001 zu
bilden, die Voraussetzungen von ISO
14001 und EMAS bei der Abarbeitung der
einzelnen Schritte und der Einführung des
Umweltmanagementsystems zu erfüllen
und dann vorerst das ISO 14001-Zertifikat
zu erwerben. So kann ein effektives Um-
weltmanagementsystem aufgebaut, eine
Anerkennung nach ISO 14001 erreicht und
eine spätere Zertifizierung nach der EMAS
ermöglicht werden.

Die Kommunen haben mehrere Möglich-
keiten, ein Umweltmanagementsystem in
der Verwaltung einzuführen. Der Praxis-
Leitfaden wird hierzu die verschiedenen
Möglichkeiten erläutern:

• Validierung einzelner Liegenschaften
wie Rathäuser oder Bauhöfe

• Einführung in einzelnen Organisations-
einheiten

• Einführung in den Querschnittsämtern
mit weiterer Ausdehnung auf einzelne
Ämter

In kleinen Kommunalverwaltungen ist für
die Gemeindeverwaltung quasi flächendek-
kend die Einführung des Öko-Audits und
eine Zertifizierung nach ISO 14001 mög-
lich. In größeren Kommunen ist eine Un-
terteilung der Verwaltung und damit eine
schrittweise Vorgehensweise bei der Ein-
führung sinnvoll.

Fazit:

Beurteilungskriterien für eine Standort-
definition sind Effektivität und Prakti-
kabilität für die Kommunen. Dies
schließt eine rein liegenschaftsbezogene
Standortdefinition besonders für große
Kommunen aus. Auch vor dem Hinter-
grund der EMAS-Novellierung auf eu-
ropäischer Ebene ist vorerst eine flexible
Herangehensweise erforderlich, wozu
der Praxisleitfaden verschiedene Mög-
lichkeiten aufzeigt.   
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10. Zusammenfassende Schlußfolgerungen

A) Bereiche und Schwerpunkte des Kommunalen Öko-Audits

1. Das Modellprojekt hat gezeigt, daß
die EG-Öko-Audit-Verordnung
(EMAS) gut auf Verwaltungen über-
tragbar ist.

 Sie bildet ein sinnvolles Instrument, um
die Verwaltung ökologisch zu durch-
leuchten, Schwachstellen auszumerzen
und ein Umweltmanagementsystem
aufzubauen. Ihre Vorzüge liegen in ei-
nem strukturierten Prozeß, klar defi-
nierten Schritten mit Zwischener-
gebnissen, dokumentierten und kon-
kreten Resultaten, der Einrichtung eines
Umweltmanagementsystems sowie der
ständigen Weiterentwicklung und Ver-
besserung durch die vorgeschriebene
Wiederholung der Öko-Audit-Prüfung.

2. Das Öko-Audit sollte in Kommunen
zunächst auf Verwaltungen konzen-
triert werden, beim Schwerpunkt
„Kommune als politischer Akteur“
besteht noch Klärungsbedarf.

 Für die Kommune als umweltpolitischer
Akteur bietet das Öko-Audit ein gutes
und wichtiges Untersuchungsinstru-
ment. Es ist aber wahrscheinlich für die-
sen komplexen und weitreichenden Ge-
genstand als in sich geschlossene Prü-
fungs- und Optimierungsprozeß über-
fordert. Der wesentliche Beitrag des
Öko-Audits liegt hier im Aufbau bzw. in
der Verbesserung des Umweltmanage-
mentsystems in der Verwaltung sowie
zwischen Verwaltung und Politik. Bei
der Thematik der Produkte und indirek-
ten Umweltauswirkungen einer Ver-

waltung, besteht noch Klärungs- und
auch Forschungsbedarf. Der Schwer-
punkt des kommunalen Öko-Audits
sollte deshalb vorerst auf die Verwal-
tungen gelegt werden.

3. Eigenbetriebe und Eigengesellschaf-
ten sind in das kommunale Umwelt-
management integrierbar.

 Das Modellprojekt untersuchte die Ei-
genbetriebe und Eigengesellschaften le-
diglich hinsichtlich ihrer Schnittstellen
bzw. Einbindung zur Verwaltung bezo-
gen auf kommunale Planungen. Ergeb-
nis: Hier sind für die Integration von Ei-
genbetrieben / Eigengesellschaften in
das kommunale Umweltmanagement-
system keine zusätzlichen, über die die
Verwaltung betreffenden Strukturen
hinaus, erforderlich.

4. Für das Instrument Öko-Audit als
vorwiegend nach innen gerichteter
Prüf- und Optimierungsprozeß ist die
Öffentlichkeit von nachgeordneter
Bedeutung.

 Der Aspekt Öffentlichkeit ist für das
Öko-Audit selbst wesentlich geringer zu
gewichten, als dies mit den vier Schwer-
punkten im Modellprojekt zunächst an-
gelegt war. Zentral für das Öko-Audit
sind Umweltmanagementsystem und
Mitarbeiterbeteiligung. Wichtige Er-
folgsbedingung ist damit allerdings eine
gute interne Kommunikation und In-
formation.
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B) Umsetzung und Erfahrungen

5. Für die Umsetzung des Öko-Audits
ist die Mitarbeiterbeteiligung ein ent-
scheidender Erfolgsfaktor.

 Das Modellprojekt zeigt, daß für Infor-
mations- und Motivationsarbeit genü-
gend Zeit eingeräumt werden muß. Dem
eigentlichen Öko-Audit-Prozeß sollte ei-
ne eigene Informations- und Motivati-
onsphase vorgeschaltet werden. Auch
während der Durchführung der einzel-
nen Audit-Schritte muß dieser Aspekt
ständig beachtet werden. Hierfür war im
Rahmen des Modellprojektes zu wenig
Zeit.

 Dabei gilt es Vorbehalte, Ängste und
Blockaden von vornherein zu verhin-
dern, die mit dem Öko-Audit selbst gar
nichts zu tun haben. Verdeutlicht wer-
den muß, daß mit dem Öko-Audit ge-
meinsam Verbesserungen erzielt werden
sollen. Das Öko-Audit muß als normaler
Bestandteil in die tägliche Arbeit und in
die Verwaltungsstrukturen integriert
werden.

 Unentbehrlich ist die Unterstützung von
oben („Chefsache“), die Einbindung der
Ämter und die Zuarbeit durch Audit-
Teams, die kontinuierliche Information
der Beschäftigten und ein eigener Audit-
Verantwortlicher bzw. eine -Verant-
wortliche mit der erforderlichen Arbeits-
zeit. Bei der Besetzung der Audit-Teams
ist die Benennung von eigenen Audit-
Verantwortlichen in den Ämtern, die
sich schwerpunktmäßig mit diesem
Aspekt befassen wollen und zeitlich
auch können, eine sinnvolle Lösung.

6. Auch für kommunale Verwaltungen
gilt: Einzelne Audit-Schritte werden
oft zeitgleich durchgeführt. Besonders
arbeits- und zeitintensiv ist die erste
Umweltprüfung. Von zentraler Be-
deutung ist das Umweltmanagement-
system.

 Das Modellprojekt bestätigte auch für
Verwaltungen, daß die einzelnen
Schritte der EMAS-VO nicht streng
nacheinander, sondern oft parallel
durchgeführt werden.

 Von den Schritten selbst war die erste
Umweltprüfung mit rund einem Drittel
der Projektzeit sehr arbeits- und zeit-
aufwendig, was sich mit den Erfahrun-
gen im betrieblichen Bereich deckt. Der
genaue Zeitaufwand für die einzelnen
Audit-Schritte variiert je nach Gemeinde
sehr stark. Einerseits ist in kleinen Ge-
meinden der Zeitaufwand wesentlich ge-
ringer, andererseits ist der benötigte
Zeitaufwand stark von den Vorarbeiten
oder vorhandenen Elementen abhängig,
die in das Öko-Audit integriert werden
können. Genaue und verallgemeinerbare
Aussagen über den Zeitbedarf von
Kommunen sind kaum möglich.

 Das Modellprojekt hat die zentrale Rolle
des Umweltmanagementsystems für das
Öko-Audit auch bei der Übertragung auf
Verwaltungen unterstrichen. Ein ein-
heitliches und effektives Umweltmana-
gementsystem bildet auch für die Fest-
legung des zu untersuchenden Standor-
tes ein zentrales Kriterium.

7. Für die Anwendung des Öko-Audits
in Verwaltungen muß ein praktikab-
ler Standortbegriff entwickelt werden.

 Eine rein gebäude- oder liegenschafts-
bezogene Standortdefinition ist für die
meisten Kommunen weder sinnvoll
noch praktikabel. Die Anerkennung der
ISO 14001 durch die EU-Kommission
sowie die bereits eröffnete Debatte und
die Novellierung der EMAS auf euro-
päischer Ebene verdeutlicht, wie beide
Systeme kompatibel gemacht werden
können. Entscheidendes Kriterium für
die Standortdefinition ist neben der
Praktikabilität für die Kommunen ein ef-
fektives Umweltmanagementsystem für
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kommunale Verwaltungen. Je nach
Größe und Struktur von Kommune und
Verwaltung ist eine flexible Herange-
hensweise nötig. Bis zur endgültigen
Klärung des Standortbegriffs auf euro-
päischer Ebene kann den meisten, vor
allem größeren Kommunen, als sichere
und sinnvolle Lösung nur eine ISO
14001 plus fehlende EMAS-Teile in
Anlehnung an den erwähnten Beschluß
der EU-Kommission empfohlen wer-
den.

8. Zwischen kleinen Gemeinden und
großen Städten bestehen erhebliche
Unterschiede.

 Das Modellprojekt hat verdeutlicht, daß
zwischen kleinen Gemeinden und gro-
ßen Städten größere Unterschiede bei
der Umsetzung der Öko-Audit-
Verordnung bestehen, als zunächst an-
genommen. Dies zeigt die Umsetzung
der einzelnen Arbeitsschritte, besonders
der ersten Umweltprüfung und der Eta-

blierung des Umweltmanagementsy-
stems. Übersichtlichere Verwaltungs-
und Kommunikationsstrukturen ma-
chen die Einführung des Öko-Audits in
kleinen Verwaltungen erheblich einfa-
cher, auch wenn sie über weniger Per-
sonalkapazitäten für die Umsetzung des
Öko-Audits verfügen.

9. Das Öko-Audit lohnt sich.

 Das Beispiel Teningen zeigt, daß schon
die erste Umweltprüfung erhebliche Ein-
sparungen an Kosten und Ressourcen
bringen kann. Insgesamt wird sich der
Nutzen des Öko-Audits erst später mit
der Umsetzung der Maßnahmen des
Umweltprogramms verdeutlichen, wes-
halb aus dem Modellprojekt hierzu noch
keine Aussagen möglich sind. Das Bei-
spiel der Stadtwerke Karlsruhe aus ei-
nem früheren Modellprojekt zeigt, daß
sich das Öko-Audit rechnet und den
Kosten ein größerer Nutzen gegenüber-
steht.

C) Einordnung und Klärungsbedarf

10. Das Öko-Audit bildet einen wichtigen
Baustein für eine Lokale Agenda 21.

 Die wichtige Rolle eines kommunalen
Umweltmanagementsystems für eine
Lokale Agenda 21 wird in den entspre-
chenden internationalen Dokumenten
unterstrichen. Das Öko-Audit in Ver-
waltungen kann im wichtigen und di-
rekten Zugriffsbereich der Kommune
eine nachhaltige Entwicklung fördern.
Außerdem unterstreicht es die Vorreiter-
und Vorbildrolle der Kommune im um-
fassenden Lokalen Agenda-Prozeß. Wie
das Beispiel Ulm zeigt, bietet es ferner
gute Kooperationsmöglichkeiten mit der
privaten Wirtschaft. Die einzelnen
Schritte des Öko-Audits können auch
eine gute Hilfestellung zur Strukturie-
rung des Prozesses einer Lokalen Agen-
da, besonders in kleinen Gemeinden,
geben.

11. Verdeutlicht werden sollte das Ver-
hältnis des Öko-Audits zu anderen
Instrumenten.

 Das Verhältnis des Öko-Audits zu ande-
ren Instrumenten wie Umweltcontrol-
ling, kommunale Naturhaushaltswirt-
schaft oder auch den gesetzlichen In-
strumenten wie z.B. Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) muß verdeutlicht
werden. Das Umweltcontrolling sollte
als wichtiger Bestandteil in das Öko-
Audit eingeordnet werden. Bei den an-
deren Instrumenten sind die unter-
schiedlichen Handlungsebenen und
Untersuchungshorizonte zu verdeutli-
chen. Insgesamt wurde bei Diskussio-
nen, besonders mit kleinen Gemeinden,
deutlich, daß die Angst vor einer Über-
frachtung mit ständig neuen Instru-
menten und Methoden besteht. Öko-
Audit und Lokale Agenda stellen einer
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weiterzuverfolgenden Rahmen für eine
sinnvolle Schwerpunktsetzung dar.

12. Die Verbindung von Öko-Audit und
Verwaltungsreform sollte aufgearbei-
tet werden.

 Im Rahmen des Modellprojekts konnte
die Verbindung von Verwaltungsreform
und Öko-Audit nicht genauer themati-
siert werden. Generell handelt es sich
um zwei Instrumente, die gut zusam-
menpassen, aber eines gemeinsamen
Starts bedürfen, um verbunden zu wer-
den.

 Deutlich wurde, daß inflexible Verwal-
tungsstrukturen durch ausgeprägtes Be-
reichsdenken oder zu starke Hierarchien
die Arbeit besonders in den Audit-
Teams erschweren können. Praktische
Erfahrungen zur Verbindung von Um-
weltmanagementsystemen und Ver-
waltungsreform müssen noch gesam-
melt und aufgearbeitet werden.

13. Die Erfahrungen bei der jetzt begin-
nenden Einführung des Öko-Audits
in Kommunen sollten für weitere

Anwender praxisnah aufbereitet
werden.

 Im Modellprojekt wurde deutlich, daß
die Erfahrungen der Einführung des
Öko-Audits im betrieblichen Bereich
noch nicht ausreichend aufbereitet wur-
den, um praktische Hilfestellung für
weitere Einsteiger zu leisten. Dies gilt
besonders für das Handwerk und kleine
und mittlere Unternehmen. Für die jetzt
beginnende Umsetzung im kommunalen
Verwaltungsbereich sollte dies durch
entsprechende Begleitung, Diskussion
und Kommunikation vermieden werden.

14. Klärungsbedarf besteht noch beim
gesamten Themenkomplex Produkte
und indirekte Umweltauswirkungen
von Verwaltungen und  Kommunen.

 Im Modellprojekt wurden Systematisie-
rungen und Definitionen, was Produkte
einer Verwaltung sind, vorgenommen.
Es zeigte sich, daß hier noch Klärungs-
und Diskussionsbedarf besteht. Hierzu
sollten, auch für die Überarbeitung der
EMAS auf europäischer Ebene, entspre-
chende Arbeiten geleistet werden

D) Fazit

15. Das Öko-Audit als Chance.

 Das deutliche Plus des Öko-Audits liegt
in der Etablierung eines dauerhaften
Umweltmanagementsystems. Dadurch
können einerseits Umweltschutz und
Nachhaltigkeit in der gesamten Verwal-
tung verankert werden. Andererseits
können verschiedene einzelne In-
strumente besser gebündelt und koordi-

niert werden. Gerade angesichts knapper
Kassen bietet das Öko-Audit die Chan-
ce, zwei Elemente zusammenzuführen:
Es verbindet mehr Umwelt- und Res-
sourcenschutz mit Kosteneinsparungen.
Angesichts der engen finanziellen Rah-
menbedingungen kann damit der Um-
weltschutz auch auf kommunaler Ebene
einen neuen Schub erhalten.
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Anhang:

Projektarbeit und Beteiligte

Das Modellprojekt Kommunales Öko-
Audit Baden-Württemberg wurde vom
Umweltministerium (später Ministerium
für Umwelt und Verkehr) Baden-
Württemberg finanziert. Es war dort im
Referat 22 (Ökologie und Forschung) an-
gesiedelt und wurde von Manfred Schmidt-
Lüttmann betreut. Die Landesanstalt für
Umweltschutz (LfU) Baden-Württemberg
hatte die fachliche Aufsicht und Durch-
führung. Bei der LfU war es im Referat 21
(Konzeptentwicklung, Projektsteuerung
bzw. seit 1998 Forschungstransfer) ange-
siedelt und wurde dort von Dagmar Berbe-
rich-Stieber (bis 2/97) und anschließend
von Gerd Oelsner verantwortlich betreut.

Mit der Durchführung und Umsetzung des
Modellprojekts vor Ort wurden zwei
Fachinstitute beauftragt. Beim Institut für
Energie- und Umweltforschung (IFEU)
Heidelberg hatte Ellen Frings die Pro-
jektleitung, Mitarbeiter waren Markus
Duscha und Mario Schmidt. Das IFEU-
Institut zeichnete für die Projektbereiche
Kommune als Betrieb (Verwaltung), Ei-
genbetriebe und Eigengesellschaften sowie
Kommune als umweltpolitischer Akteur
verantwortlich. Die Planungsgruppe Öko-
logie und Umwelt Süd betreute durch Gott-
fried Hage den Baustein Kommunikation
und Beteiligung. Beide Institute erstellten
einen Endbericht, der in den genannten
Teilen Grundlage dieses Abschlußberichtes
war.

In den drei Modellkommunen wurde das
Modellprojekt verantwortlich von Sabine
Kempf (Kehl), Holger Weis (Teningen)
und Monika Winter (Ulm) betreut und
durchgeführt.

Das Modellprojekt wurde von einem wis-
senschaftlichen Beirat begleitet, der sich
auf zwei Sitzungen mit ausgewählten
Schwerpunkten und Problemen des Mo-

dellprojektes befaßte. Dem wis-
senschaftlichen Beirat gehörten an:

Rainer Specht (Städtetag Baden-
Württemberg), Dirk Vogeley (Stadtwerke
Karlsruhe), Dr. Hack (Kommunale Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfa-
chung, Köln), Karlo Kallen (Deutsches
Institut für Urbanistik (DIFU), Frau Prof.
Dr. Schulze (Fachhochschule für Öf-
fentliche Verwaltung Kehl), Prof. Dr. Chri-
stina von Haaren (Universität Hannover),
Herr Prof. Selle (Universität Hannover), Dr.
Eva Schminke (Tübingen, Gutachterin,
Deutscher Naturschutzring), Werner Fran-
ke (Landesanstalt für Umweltschutz Ba-
den-Württemberg), Stefan Frey (Ministeri-
um für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg), Jürgen Lämmle (Innenmi-
nisterium Baden-Württemberg, Stabstelle
Information und Kommunikation), Herr
Weckerle (Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg), Markus Lämmle (Ministeri-
um Ländlicher Raum Baden-
Württemberg), Frau Moshammer (Amt für
Umweltschutz der Stadt Graz).

Dabei wurden für eine Sitzung Frau Prof.
van Haaren von Frau Kanning, Herr Kallen
durch Herrn Lippe und Herr Weckerle
durch Herrn Ostberg vertreten. Die erste
Sitzung des Projektbeirats befaßte sich vor
allem mit dem Schwerpunkt erste Umwelt-
prüfung, die zweite Sitzung mit dem
Schwerpunkt Umweltmanagementsystem.
Darüber hinaus wurden Probleme und of-
fene Fragen, wie beispielsweise die Defini-
tion von Produkten, ausführlich diskutiert.
Die Anregungen des Beirates gingen in die
weitere Arbeit und in den Endbericht des
Modellprojektes ein.
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